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Bild 1: überwachungsbedürftige Aufzugsanlage, Quelle: iStock-Fotografie-ID:1053586122, Wolfgang Beck 

Überwachungsbedürftige Anlagen – eine lange Geschichte (S. 4) 

Weitere Themen: 

Radon – Schutz für Arbeitsplätze eine Arbeitgeberpflicht (S. 16) 

Mehrfachsteckdosenleisten und USB-C-Steckernetzteile – Achtung Gefahr!  (S. 20) 

Prävention lärmbedingter Schwerhörigkeit – es lohnt sich (S. 24)  

Wasserstoff – eine Herausforderung für Unternehmen und Behörden (S. 25) 

Kündigungsschutz - wichtige sozialpolitische Aufgabe des Arbeitsschutzes (S. 29)  

VDGAB - erfolgreiche Mitgestaltung der A+A 2025 (S. 31) 

VDGAB - Mitgliederversammlung und Neuwahl 2025 (S. 32) 
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Auf ein Wort 

Bild 2: Ernst-Friedrich Pernack, Foto: privat  

Liebe Leserinnen und Leser,   
liebe Vereinsmitglieder, 

dieser VDGAB-Newsletter 1/2026 erreicht Sie 
kurz vor der Sommerpause. Sie sehnen sich si-
cher nach Urlaub, Reisen, Entspannung, Genuss 
- Zeit für die schönen Dinge des Lebens also. 
Dieses dolce vita sei Ihnen in den nächsten Wo-
chen auch von Herzen gegönnt.  

Keineswegs möchte ich Ihnen mit den folgen-
den Gedanken diese sommerliche Stimmung 
verderben. Dennoch erscheint es mir wichtig, 
unser gemeinsames Engagement im VDGAB 
stets im Zusammenhang zu sehen mit aktuellen 
gesellschaftlichen Entwicklungen, um daraus 
die richtigen Ableitungen und Schlüsse für un-
sere Arbeit ziehen zu können. 

Und ein Blick in diese Gesellschaft zeigt, dass 
sich Deutschland in einer Dauerkrise zu befin-
den scheint. Diese ergibt sich zum einen aus den 
Wirkungen von national kaum beeinflussbaren 
Ereignissen der Weltpolitik mit einer Vielzahl 
von Konflikten, kriegerischen Auseinanderset-
zungen, dem Aufbau von Handelshemmnissen 
etc. und zum anderen aus der jahrzehntelangen 
Vertagung dringender Handlungserfordernisse 
und notwendiger Reformen im Land. Hieraus re-
sultiert in Summe eine große Unzufriedenheit in 
der Bevölkerung. Nach Umfragen ist die Mehr-
heit nicht zufrieden mit der Arbeit der Regieren-
den. Dieser Befund wird gestützt durch tatsäch-
liche oder empfundene Verschlechterungen 

und Ungerechtigkeiten und spiegelt sich in ei-
nem stark polarisierenden Wahlverhalten. 

Die sich seit gut einem Jahr im Amt befindende 
Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD hat sich 
in ihrem Koalitionsvertrag viel vorgenommen. 
Unter anderem will sie Rahmenbedingungen 
verbessern, um die wirtschaftliche Entwicklung 
nach Jahren der Stagnation wieder zu beför-
dern. Dazu gehören in erster Linie niedrigere 
Kosten für Energie, weniger Belastungen durch 
Steuern und Senkung der Lohnnebenkosten. Zu-
dem sollen Genehmigungsverfahren konse-
quent beschleunigt, Investitionen und Infra-
strukturprojekte schneller umgesetzt und Be-
triebe von unnötiger und überbordender Büro-
kratie entlastet werden.  

Die Aspekte der Beschleunigung von Verfahren, 
der Effektivierung von Prozessen und der Ver-
einfachung von Regeln betreffen uns als Verein 
im gemeinsames Aufgabenfeld des Arbeits- und 
Umweltschutzes sowie der Produktsicherheit 
unmittelbar. Und sie sind für die tägliche Arbeit 
unserer in den Behörden und Institutionen täti-
gen Mitglieder elementar.  

Aus diesem Grund haben wir uns im neuen Vor-
stand 2026 in mehreren Sitzungen mit der The-
matik auseinandergesetzt. Und sind zu dem Er-
gebnis gekommen, dass wir uns als VDGAB an 
der Diskussion aktiv beteiligen sollten, da die In-
halte unsere ureigenen Interessen betreffen. 
Alle Mitglieder waren in den letzten Wochen 
aufgefordert, sich im geschützten Mitgliederbe-
reich unserer Website www.vdgab.de an einer 
Umfrage zu beteiligen. Die inhaltliche Zielset-
zung bestand darin, konkrete Entbürokratisie-
rungsvorschläge des Bundes und einzelner Län-
der sowie der Bundesvereinigung der Arbeitge-
berverbände ergänzt um eigene Vorschläge des 
VDGAB hinsichtlich der Zustimmung durch un-
sere Mitglieder zu bewerten. Zudem war es den 
Teilnehmenden freigestellt, zusätzlich eigene 
Vorschläge zu unterbreiten, die sich z. B. als Hin-
dernis in der Umsetzung ihrer täglichen Aufga-
ben erweisen. Die Ergebnisse lagen zum Zeit-
punkt der Redaktion dieses Newsletters noch 
nicht vor. Sie werden zusammengefasst als Stel-
lungnahmen des VDGAB an das BMAS geleitet. 
Hierüber wird im nächsten Newsletter berich-
tet. 
 
 

http://www.vdgab.de/
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Liebe Leserinnen und liebe Leser, 
dem vor Ihnen liegenden Newsletter 1/26 des 
VDGAB können Sie vielfältige und hoffentlich 
für Sie interessante Artikel zu verschiedenen 
Themen entnehmen. Zugleich erhalten Sie aktu-
elle Informationen über Veränderungen in un-
seren Gremien sowie zu vielfältigen Aktivitäten 
im Rahmen unseres Vereinslebens.  

Unser neuer Beisitzer im Vorstand, Herr Stefan 
Pemp, Sektion Bremen-Niedersachsen, hat in 
einem sehr interessanten Artikel die Geschichte 
des Rechts der überwachungsbedürftigen Anla-
gen aufbereitet. Es ist sicher von großem Vor-
teil, wenn man die Historie einer Rechtsent-
wicklung kennt, um Zusammenhänge erkennen 
und daraus Neues ableiten zu können. „Nur wer 
die Vergangenheit kennt, kann die Gegenwart 
verstehen und die Zukunft gestalten“, das Zitat 
von August Bebel passt einfach gut an dieser 
Stelle. 

Auf Grund des großen Interesses, welches das 
2025 aufgegriffene Thema Radon hervorgeru-
fen hat, haben wir die Kontakte zum Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS) vertieft. Ich freue mich 
sehr, dass wir Ihnen nun einen Folgeartikel mit 
aktuellen Informationen zur Radonthematik of-
ferieren können.  

Für die Auslegung von Rechtstexten und ihre 
Anwendung im praktischen Vollzug können ein-
schlägige Gerichtsurteile von hohem Nutzen 
sein. Daher wollen wir den Newsletter zukünftig 
auch stärker dafür nutzen, Gerichtsurteile aus 
unserem Themenfeld bekannt  zu machen. Die 
Redaktion ist dabei aber auch auf die Mitwir-
kung der Mitglieder angewiesen. Wer also 
Kenntnis von relevanten Urteilen erlangt teile 
dies bitte mit.  

Dieser Newsletter dokumentiert zudem mit vie-
len Informationen die Vitalität unseres Vereins-
lebens. Diese zeigt sich u.a. in den Berichten 
über die Teilnahme an Kongressen, wie der A+A 
in Düsseldorf oder der DCONex in Münster, Ta-
gungen, wie dem Deutsch-Französischem Fo-
rum „Über Grenzen hinweg“ in Straßburg oder 
dem vom VDMA und VDGAB gemeinsam orga-
nisierten Erfahrungsaustausch von Unterneh-
men und Behörden zum Thema „Wasserstoff“ 
in Frankfurt/Main. 

Last but not least: Es gibt einige Veränderungen 
in der personellen Aufstellung des VDGAB.  

So wurde im Rahmen unserer Mitgliederver-
sammlung im November 2025 ein neuer Vor-
stand für den Zeitraum 2025/2026 gewählt. Als 
neue Beisitzer begrüßen wir Herrn Dr. Frank 
Sosath, Sektion Rheinland/Pfalz-Saarland und 
Herrn Stefan Pemp, Sektion Bremen-Nieder-
sachsen. Beide stellen sich in diesem Newsletter 
näher vor.  

Zugleich trat Herr Dr. Bernhard Räbel als bishe-
riger Beisitzer auf eigenen Wunsch nicht wieder 
zur Wahl an. Ihm wurde seitens des Vorsitzen-
den für sein jahrelanges engagiertes Wirken als 
langjähriger Vorsitzender und später als Beisit-
zer im Vorstand herzlich gedankt. Hierfür wurde 
ihm die Ehrenmitgliedschaft des VDGAB verlie-
hen. Wir sind froh, dass er die internationale 
Vertretung des VDGAB in der IALI noch fortset-
zen wird.   

Auch der bisherige Leiter der Geschäftsstelle, 
Herr Karsten Schulz, hat erklärt, nach vierjähri-
ger Tätigkeit im VDGAB altersbedingt nicht wei-
ter zur Verfügung stehen zu wollen. Der Vorsit-
zende würdigte im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung das hohe Engagement und die sehr 
gründliche Arbeit von Herrn Schulz in den ver-
gangenen vier Jahren. Dafür gebühren ihm der 
Dank und die Anerkennung von Vorstand und 
Verein. Auch für die Bereitschaft, bis zur Benen-
nung eines neuen Leiters die Geschäfte weiter 
zu führen. Ab dem 1. Mai 2026 hat nunmehr 
Herr Aaron Röddecke die Geschäftsstelle über-
nommen. Auch er stellt sich in dem Newsletter 
kurz vor.        

In der Sektion Sachsen wurde ein Generationen-
wechsel vollzogen. Der über viele Jahre erfolg-
reich als Sektionsvorsitzender tätige Herr 
Winfried Weller ist zwischenzeitlich in den 
wohlverdienten Ruhestand eingetreten. Für sei-
nen aktiven Einsatz danken wir Herrn Weller 
von dieser Stelle nochmals sehr herzlich. Der 
Anlass wurde dafür genutzt, nunmehr ein ver-
jüngtes  Team mit dem neu gewähltem Sekti-
onsvorsitzenden, Herrn Sebastian Müller-Liß-
ner, an der Spitze für die Arbeit in der Sektion zu 
gewinnen. Darüber freue ich mich und wünsche  
alles Gute.     

Ihr    

Ernst-Friedrich Pernack 
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Recht der überwachungsbedürftigen 
Anlagen: Woher – Wohin? 
 
Einleitung 

Zum Zeitpunkt der Verfassung dieses Beitrages 
ist das Gesetz über überwachungsbedürftige 
Anlagen vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3146, 31621 
) seit fast 5 Jahren in Kraft. Ein untergesetzliches 
Regelwerk hierzu wurde bisher nicht erlassen. 
Dies ist Anlass zu betrachten, woher diese Rege-
lung kommt und wo sie hingehen wird. 

Im Folgenden wird die Entwicklung in Preußen, 
im Norddeutschen Bund, im Deutschen Reich 
und in der Bundesrepublik Deutschland be-
trachtet. Die Handlungsstränge in anderen 
deutschen Staaten vor der Reichsgründung 
1871 und in der Deutschen Demokratischen Re-
publik (DDR) werden, mangels eigener Erkennt-
nis, nicht berücksichtigt. Es soll allerdings er-
wähnt werden, dass von den Kollegen, die Er-
fahrungen mit der Rechtsentwicklungen in der 
DDR haben, dem Autor nachdrücklich die aus ih-
rer Sicht negativen Folgen der Aussetzung des 
Rechtes der überwachungsbedürftigen Anla-
gen, die in der DDR zeitweise erfolgte, geschil-
dert wurden. 

Was „vorher“ galt 

Das allgemeine Land-
recht für Preußen 
von 1794 ging von ei-
ner freien Bebaubar-
keit aus. 
„§. 65. In der Regel ist 
jeder Eigenthümer 
seinen Grund und Bo-
den mit Gebäuden zu 
besetzen oder sein 
Gebäude zu verän-
dern wohl befugt.“ 

Abb.1: Allgemeines Landrecht 
für Preußen von 1794 - Auszug 

Doch sollten Gefahren abgewendet werden. 
Deshalb gab es die Notwendigkeit von Anzeigen 
und Erlaubnissen. Für Dampfkessel wird fol-
gende Erlaubnis von Bedeutung gewesen sein: 

 
1https://www.gesetze-im-inter-

net.de/_anlg/BJNR316200021.html eingesehen am 16.02.2026 

 
2 v. Kamptz Annalen Bd. XII. S. 487  

„§. 69. Vorzüglich ist eine besondre obrigkeitli-
che Erlaubniß nothwendig, wenn, es sey in Städ-
ten oder auf dem Lande, eine neue Feuerstelle 
errichtet, oder eine alte an einen andern Ort 
verlegt werden soll.“ 

Als man erkannte, dass Dampfkessel besondere 
Gefahren bergen können, kam es 1828 zu einem 
„Rescript“(Erlass), der es den Polizei-Behörden 
nahelegte bei Zweifeln an der Genehmigungsfä-
higkeit von Dampfkesseln dem „Königlichen Mi-
nisterium des Inneren“ zur Entscheidung vorzu-
tragen. Materielle Regelungen erfolgten zu-
nächst nicht.2 

Erstes Recht der Dampfkessel 

In Preußen wurde die Allerhöchste Kabinets- 
Ordre vom 1. Januar1831 erlassen, „um den Ge-
fahren, welche von dem in neuerer Zeit immer 
allgemeiner werdenden Gebrauch der Dampf-
maschinen zu besorgen seien, möglichst vorzu-
beugen. Diese bestimmte, dass keine Dampf-
kesselanlage „ohne besondere polizeiliche Er-
laubnis“ aufgestellt werden dürfe.3 

Dem folgte unmittelbar ein „Regulativ“ der 
zwölf Paragraphen mit ersten technischen Best-
immungen zur Beschaffenheit sowie Verfah-
rensvorschriften.4  

 

 
 
Abb. 2: Kabinettsordre und Regulativ zur Vorbeugung der Gefah-
ren durch  Dampfkessel in Preußen von 1831 - Auszug 

Das Dampfkesselrecht in der Gewerbeordnung 

Mit der Allgemeinen Gewerbeordnung fanden 
die Bestimmungen für Dampfkessel erstmals ih-
ren Weg in dieses Gesetzeswerk. Die entspre-
chenden Bestimmungen fanden sich in § 27 
i.V.m. § 26 der Allgemeinen Gewerbeordnung. 

3 Gesetzes – Sammlung für die Königlichen Preußi-
schen Staaten, 1831, S. 243 f 
4 A. a. O. 

https://www.gesetze-im-internet.de/_anlg/BJNR316200021.html
https://www.gesetze-im-internet.de/_anlg/BJNR316200021.html
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Hauptzweck der Allgemeinen Gewerbeordnung 
war die Vereinheitlichung (s. Einleitungssatz, 
Abb.3) und wohl auch Liberalisierung der Ge-
werbebestimmungen (§§ 1-4, Aufhebung der 
ausschließlichen Gewerbeberechtigung, Kon-
zessionserteilung, Zwangs- und Bannrechte). 

 

 
 
Abb. 3: Allgemeine Gewerbeordnung von 1845 für Preußen 

Vorübergehend wurde die Materie dann in ei-
nem „Spezialgesetz“ geregelt.5 

 

 
 
Abb. 4: Auszug: Gesetz vom 1. Juli 1861 betreffend die Errichtung 
gewerblicher Anlagen 

Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes 

Mit der Gewerbeordnung des Norddeutschen 
Bundes6  von 1869 wird erstmals eine „Deut-
sche“ Gewerbeordnung erlassen. Die Regelun-
gen zu Dampfkesseln finden sich in § 24. 

Damit wurde eine Rechtstradition begründet, 
die für die Dampfkessel und später „überwa-
chungsbedürftige Anlagen“ über 100 Jahre Be-
stand hatte. 

 
5 Gesetz vom 1. Juli 1861 betreffend die Errichtung 
gewerblicher Anlagen (G. S. 1861 S. 749) 
6 Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes vom 
28. Juni 1869 (Bundes-Gesetzblatt des Norddeut-
schen Bundes Nr. 26 S. 246 ff.) 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass 
weitere genehmigungsbedürftige Anlagen 
(Schießpulver-Fabriken, Anlagen zur Feuerwer-
kerei und zur Bereitung von Zündstoffen aller 
Art, Gasbereitungs- und Gasbewahrungs-An-
stalten, Anstalten zur Destillation von Erdöl, An-
lagen zur Bereitung von Braunkohlentheer, 
Steinkohlentheer und Koaks, sofern sie außer-
halb der Gewinnungsorte des Materials errich-
tet werden, Glas- und Ruß- Hütten, Kalk-, Ziegel- 
und Gypsöfen, Anlagen zur Gewinnung roher 
Metalle, Röstöfen, Metallgießereien, sofern sie 
nicht bloße Tiegelgießereien sind, Hammer-
werke, chemische Fabriken aller Art, Schnell-
bleichen, Firnißsiedereien, Stärkefabriken, mit 
Ausnahme der Fabriken zur Bereitung von Kar-
toffelstärke, Stärkfesyrups-Fabriken, Wachs-
tuch-, Darmsaiten-, Dachpappen- und Dachfilz-
Fabriken, Leim-, Thran- und Seifensiedereien, 
Knochenbrennereien, Knochendarren, Kno-
chenkochereien und Knochenbleichen, Zuberei-
tungsanstalten für Thierhaare, Talkschmelzen, 
Schlächtereien, Gerbereien, Abdeckereien, 
Poudretten- und Dungpulver- Fabriken, Stauan-
lagen für Wassertriebwerke) in §§ 16 ff. geregelt 
wurden. Hier findet sich nach Ansicht des Au-
tors der Ursprung des Immissionsschutzrechtes. 

Gewerbeordnung im Deutschen Reich 

Mit der Errichtung des Deutschen Reiches 
wurde das Recht im Reichsgebiet in vielen Be-
reichen vereinheitlicht. Zu den einheitlich gülti-
gen Rechtsregeln gehörte auch die Gewerbe-
ordnung. 

Zeittafel der Erstreckung über den Norddeut-
schen Bund7 hinaus : 

- 1870 Südhessen 

- 1871 Württemberg und Baden 

- 1872 Bayern  

- 1889 Reichsland Elsaß und Lothringen  

und damit reichsweit. 

Die Veröffentlichung einer bereinigten Fassung 
erfolgte 18838. 

7 Gewerberecht S. 5, Dr. Dr. Gerhard Boldt, Aschen-
dorfsche Verlagsbuchhandlung Münster, 1961 
8 Bekanntmachung betreffend die Redaktion der Ge-
werbeordnung für das Deutsche Reich, RGBl. 1883 
Nr. 15 S. 177  
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Gewerbeordnung in der Weimarer Republik 
und im „Dritten Reich“ 

In der Weimarer Republik kam es bezüglich der 
überwachungsbedürftigen Anlagen zu keinen 
wesentlichen Änderungen. Während des „Drit-
ten Reiches“ wurde 1937 der Begriff der über-
wachungsbedürftigen Anlagen eingeführt, zu al-
len weiteren Festlegungen war der Reichswirt-
schaftsminister ermächtigt9. 

 
Abb. 5: § 24 der Reichsgewerbeordnung in der Fassung 1937, Aus-
zug 

Überwachungsbedürftige Anlagen in der „jun-
gen“ Bundesrepublik Deutschland 

Nach Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land wurde erkannt, dass die bisherige Regelung 
überwachungsbedürftiger Anlagen in „§ 24 
GewO in der heute geltenden Fassung … nach 
den jetzt maßgebenden Rechtsgrundsätzen 
keine ausreichende Grundlage für den Erlaß von 
Vorschriften über Dampfkessel und andere 
überwachungsbedürftige Anlagen“10  bietet. 

 
 
9 Reichsgesetzblatt Teil I 1937 Nr. 97 vom 3. Septem-
ber 1937 S. 918 
10 BT-Drucksache Nr. I/4170 S. 9 Ziff. 4  
11 Gesetz zur Änderung der Titel I bis IV, VII und X der 
Gewerbeordnung vom 29.09.1953, BGBl. Teil I 1953 
Nr. 65 vom 02.10.1953 S. 1459-1462,  

Hieraus folgte eine Neukodifizierung des § 24 
Gewerbeordnung und weitere Konkretisierun-
gen in den §§ 24 a-d.11 

Damit ergab sich folgender Katalog überwa-
chungsbedürftiger Anlagen: 

1.  Dampfkesselanlagen, 
2.  Druckbehälter außer Dampfkesseln, 
3.  Anlagen zur Abfüllung von verdichteten, 

verflüssigten oder unter Druck gelösten 
Gasen, 

4.  Leitungen unter innerem Überdruck für 
brennbare, ätzende oder giftige Gase, 
Dämpfe oder Flüssigkeiten, 

5.  Aufzugsanlagen, 
6.  elektrische Anlagen in besonders gefährde-

ten Räumen, 
7.  Getränkeschankanlagen und Anlagen zur 

Herstellung kohlensaurer Getränke, 
8. Azetylenanlagen und Kalziumkarbidlager, 
9.  Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Be-

förderung von brennbaren Flüssigkeiten, 
10.  Anlagen zur Erzeugung und Verwendung 

von Röntgen- oder radioaktiven Strahlen12 

In der Begründung des Gesetzes zum Katalog: 
„Der neue Absatz 3 bringt das Verzeichnis der 
Anlagen, für welche die in Absatz 1 bezeichneten 
Rechtsverordnungen erlassen werden können. 
Die hier genannten Anlagen, deren Aufzählung 
erschöpfend ist, unterliegen bereits jetzt zum 
größten Teil einer besonderen Überwachung; 
für ihre Errichtung, ihren Bau und ihre Überwa-
chung gelten zur Zeit Bundes- und landesrechtli-
che Gesetze und Verordnungen sowie überkom-
menes altes Reichs- und Landesrecht. Die damit 
verbundene Zersplitterung des geltenden Rechts 
hat bisher die Durchführung des erforderlichen 
Arbeitsschutzes sehr beeinträchtigt und verhin-
dert, im Interesse der deutschen Wirtschaft dem 
Fortschritt der Technik zu folgen.“ 
wird deutlich, dass eine Vereinheitlichung der 
zersplitterten Rechtsetzung angestrebt wird,  
aber auch, dass die Regelungen insbesondere 
dem Arbeitsschutz Rechnung tragen sollen. 

12 Ziff. 10 Gestr. durch das Gesetz über die friedliche 
Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen 
ihre Gefahren (Atomgesetz) vom 23.12.1959, BGBl. 
Teil I 1959 Nr. 56 vom 31.12..1959 S. 814-828 
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40 Jahre Kontinuität bei überwachungsbedürf-
tigen Anlagen 

Das folgende System hatte dann etwa 40 Jahre 
Bestand: 

 

Gesetz § 24 ff.  
Gewerbeord-

nung 

Generelle 
Bestimmun-
gen; Verord-

nungsermäch-
tigung 

Verord-
nung 

Verordnungen 
zu 

Ü-Anlagen 

Spezielle, insb. 
Techn. Bestim-
mungen (Be-
schaffenheit 
und Betrieb) 

Regel-
werk 

Technische  
Regeln 

für  
Ü-Anlagen 

Konkrete tech-
nische Lösun-

gen, erarbeitet 
durch techni-

sche Aus-
schüsse 

 
Abb. 5: Grafische Darstellung Regelsystem überwachungsbedürf-
tige Anlagen 

 
Europäisches Recht zum Inverkehrbringen und 
neue Rechtsgrundlage für überwachungsbe-
dürftige Anlagen 

Anfang der Neunziger Jahre des letzten Jahr-
hunderts kam es dann zur nächsten Änderung. 
Das Inverkehrbringen wurde weitgehend durch 
die EU einheitlich und verbindlich geregelt. Dies 
erfolgte zunächst in EU-Richtlinien, die national 
umzusetzen waren. Diese Umsetzung wurde in 
Deutschland im Gerätesicherheitsgesetz13  (§ 3 
Abs. 1 neu) und dazu erlassenen Verordnungen 
(§ 4 Abs. 1 neu) vorgenommen. Aus der Begrün-
dung: 

„Mit diesem Gesetzentwurf sollen die Voraus-
setzungen dafür geschaffen werden, dass alle 
Harmonisierungsrichtlinien nach Artikel 100a 
EWG-Vertrag für Beschaffenheitsanforderun-
gen an technische Arbeitsmittel und ihnen 
gleichgestellte technische Erzeugnisse auf der 
Grundlage des Gerätesicherheitsgesetzes (GSG) 
umgesetzt werden können.“14 

 
13 Zweites Gesetz zur Änderung des Gerätesicher-
heitsgesetzes vom 26.08.1992, BGBl. Teil I 1992 Nr. 
41 vom 01.09.1992 S. 1564-1575 
14 BT-Drucksache 12/2693 vom 27.05.1992 S.17 

Beschaffenheitsvorschriften in den Verordnun-
gen zu überwachungsbedürftigen Anlagen ver-
loren weitgehend ihre Berechtigung. Diese wur-
den weitgehend auf Betriebsvorschriften redu-
ziert. 

Die gesetzliche Grundlage der Überwachungs-
bedürftigen Anlagen wechselte ebenfalls in das 
Gerätesicherheitsgesetz - GSG (neue §§ 1a, 2a 
und 11 bis 15). Die entsprechenden Bestimmun-
gen in der Gewerbeordnung wurden gestrichen 
(Artikel 2 des Gesetzes). 

Umstellung des Prüfregimes von Sachverstän-
digen auf zugelassene Überwachungsstellen 

Mit einer Änderung des GSG im Jahr 2000 
wurde die Umstellung des Prüfregimes eingelei-
tet.  
Diese wurde in der Gesetzesbegründung wie 
folgt beschrieben: 

„Zielsetzung 
Die Prüfung überwachungsbedürftiger Anlagen 
obliegt derzeit amtlichen oder amtlich für diesen 
Zweck anerkannten Sachverständigen, die in 
technischen Überwachungsorganisationen zu-
sammengefast sind. Dieses personenbezogene 
technische Prüfwesen entspricht nicht den durch 
europäisches Gemeinschaftsrecht vorgegebe-
nen Strukturen eines organisationsbezogenen 
Prüfwesens. Zur Vermeidung von Widersprüch-
lichkeiten zwischen nationalen und europäi-
schen Prüfstrukturen und im Interesse einer 
langfristigen Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit des nationalen Systems der technischen 
Überwachung einem europäischen Dienstleis-
tungsmarkt soll das technische Prüfwesen durch 
Schaffung zugelassener Überwachungsstellen 
an die europäischen Strukturen angeglichen 
werden.“ 15 

Die entsprechende Regelung erfolgte in § 14 
GSG (neu).16 

Aus Sicht des Autors wurde damit der mögliche 
Hauptnachteil des Monopolsystems - Starrheit 
und Arroganz - durch den mögliche Hauptnach-
teil von Markteilnehmern – „der Kunde ist Kö-
nig“ - eingetauscht. Aus Sicht der Behörden ist 

15 BT-Drucksache 201/00 vom 07.04.00 S. 1 
16 BGBl. Teil I 2000 Nr. 61, ausgegeben zu Bonn am 
30.12.2000 S. 2050 



 

 

   8  

 

nun das Absinken des Prüfniveaus auf ein ver-
tretbares Maß zu beschränken. Diskussionen, 
an denen der Autor zuletzt vor dem Ruhestand 
teilnehmen konnte, wie eine Monopolisierung 
mit zu großer Marktmacht auf Auftraggeber-
seite (Vergabe von Prüfaufträgen durch Auf-
zugsfirmen im Zuge von umfassenden War-
tungsverträgen) zu verhindern wäre, können 
als Beispiel dienen. 

Ferner wurden die Länder in § 14 ermächtigt in 
Verordnungen die Akkreditierung und Benen-
nung von zugelassenen Überwachungsstellen 
zu regeln und eine Erfassung überwachungsbe-
dürftiger Anlagen vorzusehen. 

Diese Ermächtigungen wurden durch die Län-
der: 
-  zur Beauftragung der Zentralstelle der Län-

der mit der Akkreditierung und der Benen-
nung zugelassener Überwachungsstellen17   
und 

-  in den meisten Fällen auch zur Schaffung ei-
nes Katasters überwachungsbedürftiger An-
lagen genutzt.18 19 

Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) zur 
Rechtsvereinfachung - Verordnungen werden 
zusammengefasst 

Der Entwurf der Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV)20 wurde 2002 wie folgt begründet: 

„Die Arbeitsschutzanforderungen für die Benut-
zung von Arbeitsmitteln und für den Betrieb 
überwachungsbedürftiger Anlagen finden sich 
derzeit in einer Vielzahl von berufsgenossen-
schaftlichen und staatlichen Vorschriften. Durch 
die Schaffung eines europäischen Binnenmarkts 
sind die Beschaffenheitsanforderungen ebenso 
wie die betrieblichen Anforderungen für Arbeits-
mittel weitgehend harmonisiert und ins natio-
nale Recht umgesetzt worden, ohne dass ein 
ausreichender Abgleich mit den historisch ge-
wachsenen nationalen Rechtsvorschriften er-
folgt wäre. Dies hat zu einer für die Anwender 
und Vollzugsbehörden unübersichtlichen Vor-
schriftendichte geführt. Durch die Konzentration 

 
17 https://www.zls-muenchen.bayern.de/stellen/zu-
gelassene_ueberwachungsstellen/index.htm  
eingesehen 05.03.2026 
18 https://www.anlagenkataster.de/ 
eingesehen 03.03.2026 

der Vorschriften in einer Rechtsverordnung wer-
den Bestimmungen des Unfallverhütungsrechts 
mit dem staatlichen Recht für Arbeitsmittel – 
einschließlich überwachungsbedürftiger Anla-
gen - in einer Vorschrift zusammengefasst. Die-
ses EG konforme und anwenderfreundliche Be-
triebs- und Anlagensicherheitsrecht ermöglicht 
es, künftig auf zahlreiche Unfallverhütungsvor-
schriften zu verzichten und Abgrenzungsprob-
leme zwischen den verschiedenen Rechtsberei-
chen zu beseitigen.“21 

Die Zusammenfassung der Arbeitsmittelbenutz-
verordnung und der Verordnungen zu den über-
wachungsbedürftigen Anlagen wurde rechts-
technisch in der BetrSichV wie folgt umgesetzt: 

Abschnitt 1 enthielt Allgemeine Vorschriften 
wie Anwendungsbereich und Begriffsbestim-
mungen. 

Abschnitt 2  enthielt aus der Arbeitsmittelbe-
nutzungsverordnung die gemeinsamen Vor-
schriften für Arbeitsmittel, wie u.a. Gefähr-
dungsbeurteilung, Anforderung an die Bereit-
stellung und Benutzung, Schutzmaßnahmen, 
Unterrichtung und Unterweisung sowie Prüfung 
von Arbeitsmitteln. Die Anhänge 1 bis 4 führten 
die spezifischen Mindestvorschriften für be-
stimmte Arbeitsmittel auf, z. B. für die Verwen-
dung in explosionsgefährdeten Bereichen. 

Abschnitt 3 enthielt die besonderen Vorschrif-
ten für überwachungsbedürftige Anlagen, zu-
sammengefasst aus den verschiedenen Ü-Anla-
gen -Verordnungen (u. a. Dampfkessel, Aufzüge, 
Druckbehälter).  Im Anhang 5 waren zusätzlich 
die Prüfvorgaben für besondere Druckgeräte 
aufgeführt.  

Zudem erfolgte die Definition der tatsächlich 
betroffenen Anlagen nunmehr weitgehend mit 
Bezug zum Recht über das Inverkehrbringen der 
EU: „Für beide Fälle bestimmt Absatz 2, dass die 
Verordnung nicht auf alle im Katalog des § 2 
Abs. 2a GSG aufgeführten überwachungsbe-
dürftigen Anlagen anzuwenden ist. Die Bestim-
mungen konzentrieren sich im Wesentlichen auf 
diejenigen überwachungsbedürftigen Anlagen, 
die hinsichtlich ihrer Beschaffenheit abgestellt 

 
19 z. B. ZÜSVO,NI vom 21.09.2017 (Nds. GVBl. S. 310 
- VORIS 81640 -) 
20 BGBl. Teil I 2002 S.3777 ff.  
21 BR DS 301/02 S.1 

https://www.zls-muenchen.bayern.de/stellen/zugelassene_ueberwachungsstellen/index.htm
https://www.zls-muenchen.bayern.de/stellen/zugelassene_ueberwachungsstellen/index.htm
https://www.anlagenkataster.de/
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sind auf die in Absatz 2 Nummer 1 Buchstaben a 
bis c und Nummer2 Buchstaben a und b und 
Nummer 3 angeführten.“22 

Dies führte u. a. zum Ausschluss reiner Gü-
teraufzüge. 

Die Ermächtigungen des GSG zu den Acetylen- 
und Getränkeschankanlagen wurden nicht wei-
ter genutzt. 

Die Betriebssicherheitsverordnung enthielt fer-
ner untersetzende Regelungen zur Ablösung 
des Prüfmonopols durch zugelassene Überwa-
chungsstellen. 
 
Vom Gerätesicherheitsgesetz zum Geräte- und 
Produktsicherheitsgesetz 

Mit der Änderung zum Geräte- und Produktsi-
cherheitsgesetz23 sollten im Wesentlichen die 
Umsetzung der EU-Beschaffenheitsrichtlinien 
und der Produktsicherheitsrichtlinie zusam-
mengeführt werden. Das Recht der Überwa-
chungsbedürftigen Anlagen blieb praktisch un-
berührt (statt §§ 11-15 GSG allerdings §§ 14-18 
GPSG)24. 
 

 
 
Abb. 6: Grafische Darstellung der Zusammenführung im GPSG 

Vom Geräte- und Produktsicherheitsgesetz 
zum Produktsicherheitsgesetz 

Das Gesetz wurde wie folgt begründet: 

„Mit Artikel 1 des Gesetzentwurfs wird das bis-
herige Geräte- und Produktsicherheitsgesetz 
(GPSG) neu gefasst und in Produktsicherheitsge-
setz (ProdSG) umbenannt. Der Neufassung des 

 
22 BR-DS 301/02 vom 11.04.02 Begründung zu § 1 
BetrSichV 
23 BGBl. Teil 1 2004 S. 2 ff. 
24 BR-DS 631/03 vom 05.09.2003 

GPSG wurde wegen des erheblichen Änderungs-
umfangs der Vorzug gegenüber der Einzelno-
velle gegeben. Sie dient der Anpassung des bis-
herigen GPSG an die Verordnung (EG) Nr. 
765/2008 zur Akkreditierung und Marktüberwa-
chung. Diese gilt in Deutschland seit dem 1. Ja-
nuar 2010 unmittelbar und ist insofern neben 
das GPSG getreten. Die sich daraus ergebenden 
konkurrierenden Regelungen sollen im Sinne 
von Rechtsklarheit und besserer Verständlich-
keit durch eine Anpassung des GPSG bereinigt 
werden.“25 

Bestimmungen zu Überwachungsbedürftigen 
Anlagen blieben praktisch unberührt: 
„Die Regelungen zu den überwachungsbedürfti-
gen Anlagen sind nicht Gegenstand dieser 
GPSG-Novelle. Daher sind die Bestimmungen 
des bisherigen Abschnitts 5 inhaltlich unverän-
dert in den neuen Abschnitt 9 überführt worden. 
Redaktionelle Änderungen wurden vorgenom-
men soweit sie unvermeidlich waren.“26 

Neufassung der Betriebssicherheitsverord-
nung 

2015 wurde die Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV) neu gefasst. Die Novelle war -nach 
Erinnerung des Autors- durch den Referatsleiter 
im Bundesministerium getrieben, der von der 
Gefahrstoffverordnung geprägt war. Auch ent-
stand der Eindruck, dass dieser mit den überwa-
chungsbedürftigen Anlagen „fremdelte“. 

Ziele der Bundesregierung waren27: 
-  Arbeitsschutz bei der Verwendung von Ar-

beitsmitteln verbessern, 
-  Arbeitgebern, insbesondere in KMU, die An-

wendung erleichtern, 
-  besondere Unfallschwerpunkte (Instandhal-

tung, besondere Betriebszustände, Betriebs-
störungen, Manipulationen) berücksichtigen, 

-  Vorgaben zur alters- und alternsgerechten Ge-
staltung sowie zu ergonomischen und psychi-
schen Belastungen der Verwendung von Ar-
beitsmitteln aufnehmen, 

-  Verordnung an andere Arbeitsschutzverord-
nungen angleichen, insbesondere an die Ge-
fahrstoffverordnung, 

25 BT DS 17/6276 vom 24.06.2011 S. 35 
26 BT DS 17/6276 vom 24.06.2011 S. 52 
27 BR-DS 400/14 vom 28.08.14 S. 1 
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-  allgemeine Anforderungen im verfügenden 
Teil, spezielle Anforderungen für bestimmte 
Arbeitsmittel in den Anhängen, 

-  Anforderungen an die sichere Verwendung als 
Schutzziele beschreiben, 

-  Prüfungen als wichtiges Element im Arbeits-
schutz deutlich aufwerten. 

Den Ländern waren folgende Aspekte wichtig28: 
- Beibehaltung des Prinzips, dass Prüfungen an 

überwachungsbedürftigen Anlagen vorrangig 
durch (unabhängige und benannte) zugelas-
sene Überwachungsstellen auszuführen sind 
und nur ausnahmsweise durch befähigte Per-
sonen erfolgen dürfen, 

- Beibehaltung der Änderungserlaubnis, 
- Beschränkung der Ausnahmesachverhalte auf 

die Schutzanforderungen, 
- Zulassung von Prüfstellen von Unternehmen 

nur, wenn dies sicherheitstechnisch angezeigt 
ist und 

- Beibehaltung des Schutzniveaus bei überwa-
chungsbedürftigen Anlagen im Explosions-
schutz. 

 
Im Ergebnis wurde die BetrSichV wie Folgt geän-
dert29: 
 

 

 
Abb. 7: Übersicht der Inhalte der Betriebssicherheitsverordnung 
2015 

 
28 Präsentation des Autors aus 2015 

Als, in Teilen problematische Änderungen blei-
ben festzuhalten: 
-  Abschnitt 2 gilt nun für alle überwachungsbe-

dürftigen Anlagen. Einzige Ausnahme: wenn 
keine Beschäftigten vorhanden sind, kann bei 
Aufzügen auf die GB verzichtet werden (§ 3 
Abs. 1 S. 2). Weitere Ausnahmen für Betreiber 
ohne Beschäftigte entfallen.  

-  Abschnitt 3 baut nun für alle Anlagen auf Ab-
schnitt 2 auf. 

-  Schutzzielbestimmung nicht immer gelungen. 
- Schutzzielanforderungen auch für Aufzüge 

und Druckanlagen; für Aufzüge z. B. Notfall-
plan und funktionierendes Kommunikations-
system. 

-  Anhang erhält ein sehr viel stärkeres Gewicht. 
Detailregelungen zur Prüfung finden sich hier! 

-  Regelungen zur regelmäßigen Prüfung von 
Kranen, Flüssiggasanlagen und mechanischen 
Anlagen der Veranstaltungstechnik werden 
erstmalig in staatliches Recht aufgenommen. 

Auf folgende aus der Sicht des Autors eher ver-
wirrende Begriffsänderungen wird hingewie-
sen: 

a) Normadressaten: 

 

b) Geschützte Personen 

 
Abb. 8, 0: Gegenüberstellung Begriffe Betriebssicherheitsverord-
nung 2015 versus 2003 

Damals hielt der Autor in einer Präsentation 
fest, dass auf mittlere Sicht eine generelle No-
velle einschließlich der gesetzlichen Grundlage 
notwendig scheint. Die Verortung der Ermächti-
gungsgrundlage im Produktsicherheitsgesetz 
würde vielfach als Anachronismus empfunden. 
Außerdem bestehe grundsätzlicher Überarbei-
tungsbedarf, u.a. wegen: 
-  nicht mehr genutzter Ermächtigungen 
- notwendiger Anpassung der Ermächtigungen 

an den technischen Fortschritt und zum Ab-
gleich mit anderen Rechtsgebieten (insbeson-
dere Bau- und Umweltrecht). 

29 BGBl. Teil I 2015 S. 49 ff. 
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Für viel Aufregung sorgte die Regelung zu Pater-
nostern – die später deutlich entschärft 
wurde30. 
 

: 
Abb. 10: Auszug aus Focus Heft 25/2015 

Gesetz zur Anpassung des Produktsicherheits-
gesetzes und zur Neuordnung des Rechts der 
überwachungsbedürftigen Anlagen 

Im Jahr 2021 war eine Anpassung des Produkt-
sicherheitsgesetzes an neues EU-Recht notwen-
dig. Im Zuge dessen kam es auch zu einer Neu-
ordnung des Rechtes der Überwachungsbedürf-
tigen Anlagen. Dies wurde wie folgt begründet: 

„Durch Artikel 1 des vorliegenden Gesetzes wird 
das bisherige ProdSG durch eine Neufassung ab-
gelöst und an die Verordnung (EU) 2019/1020 
und das bereits in das Gesetzgebungsverfahren 
eingebrachte MÜG angepasst. Mit Artikel 3 des 
Gesetzes wird das neue Gesetz über überwa-
chungsbedürftige Anlagen (ÜAnlG) im Hinblick 
auf den sicheren Betrieb solcher Anlagen erlas-
sen. Mit den Artikeln 2 und 4 bis 35 werden not-
wendige Anpassungen in anderen Rechtsvor-
schriften vorgenommen. 

Die Anpassung des ProdSG an die Verordnung 
(EU) 2019/1020 und an das MÜG ist zwingend, 
daher gibt es hierzu keine Alternative. Die Berei-
nigung des ProdSG um die Vorschriften zum si-
cheren Betrieb von Anlagen ist nicht zwingend, 
im Sinne rechtssystematischer Klarheit jedoch 
geboten.“31 

 
30 BGBl. Teil I 2015 S. 1187 
31 BR-DS 130/21 vom 12.02.21 S. 1 
32 BGBl Teil I 2021 S. 3162  
33 § 1 Abs. 1 Satz 2 ÜAnlG 
34 § 2 Nr. 1 ÜAnlG 

Dieser Argumentation ist aus Sicht des Autors zu 
folgen. 

Die wesentlichen Inhalte des Gesetzes über 
überwachungsbedürftige Anlagen (ÜAnlG)32  
sind: 

1. Gesetzeszweck: „Sicherheit und Gesundheits-
schutz der Beschäftigten und anderer Personen, 
die sich im Gefahrenbereich einer solchen An-
lage befinden.“33  

2. „Überwachungsbedürftige Anlagen (sind)sol-
che Anlagen,  

a) die gewerblichen oder wirtschaftlichen Zwe-
cken dienen oder durch die Beschäftigte gefähr-
det werden können und  

b) von denen beim Betrieb erhebliche Risiken 
für die Sicherheit und die Gesundheit insbeson-
dere Beschäftigter ausgehen können und die 
deshalb in einer auf Grund des § 31 erlassenen 
Rechtsverordnung als überwachungsbedürftige 
Anlagen bestimmt sind,… “34 

Dadurch wird ein klarer Arbeitsschutzbezug her-
gestellt (Risiken … insbesondere für Beschäf-
tigte) aber zugleich, wenn die Anlage als über-
wachungsbedürftig verordnet wurde, auch der 
Schutz anderer Personen gewährleistet. Diese 
Kriterien sind bei der Auswahl der Anlagen zu 
berücksichtigen. 

3. Betreiberpflichten (der Begriff Arbeitgeber 
und Gleichgestellt entfällt) 
- Generalklausel: „Der Betreiber hat dafür zu 

sorgen, dass die überwachungsbedürftigen 
Anlagen so errichtet, geändert und betrieben 
werden, dass die Sicherheit und der Gesund-
heitsschutz Beschäftigter und anderer Perso-
nen gewährleistet ist.“35 

- Vor der ersten Inbetriebnahme: Arbeitsmittel 
muss „zum Zeitpunkt der Bereitstellung  har-
monisiertem Recht entsprechen.“36 

- Für die Eigenherstellung gelten materiell glei-
che Voraussetzungen (formale Anforderungen 
richtlinienbezogen)37  

- Generelle Pflicht zur Gefährdungsbeurtei-
lung38 – Ausnahmen in Verordnungen möglich  

35 § 3 Abs 1 ÜAnlG 
36 § 3 Abs. 2 ÜAnlG 
37 § 3 Abs. 3 ÜAnlG 
38 § 4 ÜAnlG 
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4.  Pflicht zur Führung eines Anlagenkatasters39 

5.  Verordnungsermächtigung des Bundes40, 
insb. für den Katalog überwachungsbedürfti-
ger Anlagen, Anforderungen an überwa-
chungsbedürftige Anlagen und das Anlagen-
kataster 

6.  Darüber hinaus wurden viele Pflichten der 
Akteure konkretisiert und z. B. die zugelasse-
nen Überwachungsstellen stärker direkt in 
die Pflicht genommen. Eine vollständige Dar-
stellung würde den Umfang dieser Darstel-
lung sprengen. 

Was gilt aktuell? 

Aktuell gilt das ÜAnlG, dass von der BetrSichV 
und den Länderverordnungen (ZÜSVO o.ä.) un-
tersetzt wird. Diese Verordnungen wurden 
nicht aufgehoben. Damit besteht auch der Kata-
log der überwachungsbedürftigen Anlagen fort.  

ÜAnlG ArbSchG ChemG 

ZÜSVO‘en Betriebssicherheitsverordnung 

Abb. 11: Übersicht zu den 2026 geltenden Rechtvorschriften zu 
überwachungsbedürftigen Anlagen 

Was soll(te) kommen? 

Dringend wünschenswert wäre eine angepasste 
Neuordnung auch auf Verordnungsebene. Dies 
ist, wohl aufgrund vorgezogener Neuwahlen 
zum Bundestag und anderer wichtiger Vorha-
ben, bisher nicht erfolgt. 

Es erscheint sinnvoll und ist nach Kenntnis des 
Autors auch Stand der Diskussion, auch auf Ver-
ordnungsebene zwischen „reinem“ Arbeits-
schutz und überwachungsbedürftigen Anlagen 
zu trennen: 
 

Arbeitsschutz- 
gesetz 

(ArbSchG) 

Gesetz überwachungs-
bedürftige  

Anlagen (ÜAnlG) 

Arbeitsmittelbe-
nutzungsverord-

nung 

Verordnung überwa-
chungsbedürftige Anla-

gen (ÜAnlV) 

Abb. 12: Übersicht zur möglichen zukünftigen Aufteilung der 
Rechtsgebiete zu Arbeitsmitteln und Ü-Anlagen   

 
39 § 11 ÜAnlG 

Bei der Frage nach dem Anlagenkatalog hat eine 
Projektgruppe des Ausschusses für Betriebssi-
cherheit qualitative Expertenabschätzungen 
nach einem Entscheidungsalgorithmus vorge-
nommen bzw. vornehmen lassen. 

Im Ergebnis zeichnet sich folgender Anlagenka-
talog ab: 
- Bisherige überwachungsbedürftige Anlagen 

und dazu 
- Teile der Krane und der Bühnentechnik insbe-

sondere bei Heben/Befördern/Gefährdung 
von Beschäftigten. 

Auf die Nutzung der Ermächtigung für Erlaub-
nisse könnte eventuell verzichtet werden. Aller-
dings sind hier die Erfahrungen und die eigenen 
Prüftiefen in den Ländern offensichtlich stark 
unterschiedlich. Deshalb ist der Verzicht unter 
den Fachleuten der Länder strittig. Einigkeit in 
den Ländern scheint weitgehend dahin zu be-
stehen, eine vorgeschaltete „Papierprüfung“ 
durch eine ZÜS für die bisher erlaubnispflichti-
gen Überwachungsbedürftigen Anlagen zu for-
dern. 

Strittig scheint auch noch eine Ausnahme von 
der Pflicht zur Gefährdungsbeurteilung für Auf-
züge – wie bisher. Hier gibt es einen Konflikt zwi-
schen Dogmatik (für Gefährdungsbeurteilung 
bei Aufzügen) und der praktischen Durchsetz-
barkeit (s. o. Personenumlaufaufzüge). 

Abschließend bleibt zu hoffen, dass mit einer 
Neuregelung auf Verordnungsebene der Re-
formprozess einem vorläufigem Abschluss zuge-
führt werden kann. 

 

Autor: Stefan Pemp 
Sektion Niedersachsen/Bremen   

 

 

 

 

 

 

 

40 § 31 ggf. i.V.m. §11 ÜAnlG 
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Prüfungen von Aufzugsanlagen als 
überwachungsbedürftige Anlagen 

Aufzugsanlagen zählen gemäß der Betriebssi-
cherheitsverordnung (BetrSichV) zu den über-
wachungsbedürftigen Anlagen. Hierbei handelt 
es sich um technische Einrichtungen, von denen 
aufgrund ihrer Bauart, Betriebsweise oder Ver-
wendung besondere Gefahren für die Sicherheit 
von Personen ausgehen können. Zur Gewähr-
leistung eines sicheren Betriebs unterliegen 
Aufzugsanlagen den gesetzlichen Prüfpflichten 
und müssen in regelmäßigen Abständen durch 
eine zugelassene Überwachungsstelle (ZÜS), 
beispielsweise den TÜV oder die DEKRA, geprüft 
werden. 

Werden im Rahmen dieser Prüfungen Mängel 
oder Fristüberschreitungen bei einer überfälli-
gen Prüfung der ZÜS festgestellt, erfolgt eine 
Meldung an die für den Vollzug der Betriebssi-
cherheitsverordnung zuständige Behörde. In 
Rheinland-Pfalz ist dies bei den Struktur- und 
Genehmigungsdirektionen die Abteilung Ge-
werbeaufsicht. Besonders gefährliche oder si-
cherheitserhebliche Mängel werden dabei un-
verzüglich hierher weitergeleitet. 

Mängelmeldungen von Aufzugsanlagen - Vor-
gehensweise der Gewerbeaufsicht 

In den letzten Jahren ist die Anzahl der Mängel-
meldungen der ZÜS zu Aufzugsanlagen an die 
Gewerbeaufsicht deutlich angestiegen, dies be-
gründet sich zum Teil darin, dass Prüfungen 
durch die ZÜS häufiger und umfassender sind 
als noch vor einigen Jahren. 

Es zeigt sich in der Vollzugspraxis, dass ein er-
heblicher Teil der eingehenden Meldungen be-
reits erledigte Fälle betrifft, das heißt, die Män-
gel sind bereits behoben und die Anlagen sind 
schon nachträglich geprüft, ohne dass die Be-
hörde über den mängelfreien Zustand der An-
lage informiert wird. Häufige Ursache hierfür ist 
ein Wechsel der beauftragten Prüfstelle, einher-
gehend mit der dann eingeschränkten Weiter-
gabe der Information zu den Nachprüfungen. 
Dieses Informationsdefizit zwischen den unter-
schiedlichen ZÜS führt zu einem erheblichen 
Mehraufwand in der Bearbeitung durch die Auf-
sichtsbeamten und Aufsichtsbeamtinnen der 
Gewerbeaufsicht. 

 

 
Abb. 13: Gefährlicher Mangel an einer Aufzugsanlage – KI-gene-
riert, Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle 
Gewerbeaufsicht Mainz, Rheinland-Pfalz 

Um dem Mehraufwand zu begegnen, aber auch 
zur Gewährleistung eines einheitlichen Vorge-
hens und zur Effizienzsteigerung der Bearbei-
tung hat die Regionalstelle Gewerbeaufsicht 
Mainz Verfahrensregelungen für den Umgang 
mit Mängelmeldungen zu Aufzugsanlagen fest-
gelegt: 

1. Gefährliche Mängel haben höchste Priorität. 
In diesen Fällen erfolgt grundsätzlich eine 
Vor-Ort-Begehung, um zu prüfen, ob eine 
Stilllegung der Anlage erforderlich ist. Wird 
der Aufzug trotz gefährlicher Mängel weiter-
betrieben, nimmt die Gewerbeaufsicht un-
verzüglich Kontakt mit dem Betreiber auf. Er-
folgt keine Rückmeldung, wird eine schriftli-
che Stilllegungsverfügung erlassen. 
 

2. Sicherheitserhebliche oder erhebliche Män-
gel werden zunächst telefonisch oder per E-
Mail nachverfolgt. Bleibt eine Rückmeldung 
des Betreibers aus, wird nach vorheriger An-
hörung ebenfalls eine Stilllegungsverfügung 
ausgesprochen.  
 

3. Überfällige Prüfungen ohne konkrete Män-
gelangaben werden nicht weiterverfolgt, 
sondern lediglich dokumentiert 
 

4. Geringfügige Mängel werden aus sicher-
heitstechnischen Gründen nicht weiter ver-
folgt, jedoch vollständig dokumentiert. 

In vielen Fällen gilt es die Betreiberstrukturen, 
insbesondere bei Hausverwaltungen und Woh-
nungsgesellschaften, zu beachten. In diesen Fäl-
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len ist es häufig unklar, wer die tatsächliche Be-
treiberverantwortung trägt. Die Gewerbeauf-
sicht klärt diese Zuständigkeiten stichprobenar-
tig vor Ort oder in direkter Rücksprache mit der 
jeweils zuständigen ZÜS. 

Neben den Mitteilungen der ZÜS gehen bei der 
Gewerbeaufsicht auch regelmäßig weitere Mit-
teilungen zu Aufzugsanlagen ein. Diese werden 
wie folgt behandelt: 

• Bürgerbeschwerden werden grundsätzlich 
geprüft.  

• Meldungen der Feuerwehr führen dann zu 
einer Inspektion, wenn ein technischer oder 
organisatorischer Mangel erkennbar ist.  

• In allen anderen Fällen werden die Informa-
tionen zur Kenntnis genommen und archi-
viert. 

Jeder bearbeitete Vorgang wird abschließend 
statistisch erfasst und in den Akten dokumen-
tiert. Dadurch wird eine transparente und nach-
vollziehbare Bearbeitung gewährleistet, die sich 
auf tatsächlich sicherheitsrelevante Fälle kon-
zentriert. 

Durch diese klar definierten und gezielten Ver-
fahrensabläufe kann die Gewerbeaufsicht die 
Bearbeitung von Mängelmeldungen effizient 
gestalten und zugleich die Betriebssicherheit 
der Anlagen gewährleisten. Damit leistet die Be-
hörde einen wichtigen Beitrag zur Sicherheit 
von Nutzerinnen und Nutzern, der Allgemein-
heit und nicht zuletzt der Betreiberinnen und 
Betreiber. Sie baut damit durch die Vermeidung 
ineffizienter Verwaltungsstrukturen gleichzeitig 
Bürokratie ab. 

Autoren:  

Ute Thorenz, Holger Tischer 
Rheinland-Pfalz 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 
Regionalstelle Gewerbeaufsicht Mainz 

 

 

 

 

 

 

Positive Nachrichten für das Stamm-
werk der BASF SE in Ludwigshafen – 
Ein neues Gefahrenabwehrzentrum 
(GAZ) entsteht auf dem Werksge-
lände 

Ein schönes historisches Gebäude wird derzeit 
von der Werkfeuerwehr und Umweltzentrale 
der BASF SE gegenüber Tor 2 des Werkgeländes 
genutzt – die über 100 Jahre alte Feuerwache 
Süd. 

 
Abb. 14: Feuerwache auf dem Werksgelände; Quelle: BASF SE 

Die alte Wache und ihre Nebengebäude haben 
allerdings das Ende ihrer Nutzungsdauer er-
reicht. Die Aufgaben und vor allem die Ausrüs-
tung in der Gefahrenabwehr haben sich in den 
vergangenen Jahrzehnten enorm verändert und 
erweitert. Die alten Gebäude können nicht 
mehr die komplette Flotte an Fahrzeugen auf-
nehmen, weil beispielsweise die Ausfahrtstore 
zu eng für die technisch gewachsenen Fahr-
zeuge sind. Die Lage des neuen GAZ am Tor 3 
macht es zukünftig möglich, dass die Einsatz-
kräfte direkt vom Werkgelände aus starten kön-
nen und im Alarmfall nicht länger die stark be-
fahrene Brunckstraße überqueren müssen. 

Mit dem Neubau kann den erweiterten Anfor-
derungen in allen Belangen Rechnung getragen 
werden. Die Investition eines dreistelligen Milli-
onenbetrages ist eine Investition in die Sicher-
heit und ein klares Bekenntnis zum Standort 
Ludwigshafen. 

Im neuen GAZ werden alle nicht-medizinischen 
Gefahrenabwehrkräfte unter einem Dach ver-
eint. Das fünfgeschossige Gebäude wird circa 
200 Meter lang und bis zu 27 Meter hoch. Rund 
130 Personen aus den Einheiten Werkfeuer-
wehr, Umweltüberwachung und Standortsi-
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cherheit sowie die komplett integrierte Leit-
stelle werden im neuen GAZ aktiv sein. Die ge-
plante Fahrzeughalle bietet Platz für 19 Groß- 
und Spezialfahrzeuge sowie vier Stellplätze für 
die Umweltüberwachung. Zu-dem können in 
der Tiefgarage weitere Fahrzeuge abgestellt 
werden. 

Nach der Fertigstellung wird man dort mo-
dernste Arbeits- und Aufenthaltsräume sowie 
Werkstätten und Laboratorien vorfinden. 

 
Abb. 15: Neues Gefahrenabwehrzentrum; Quelle: BASF SE 

Bevor der Neubau des GAZ starten konnte, 
mussten die ehemaligen bereits leerstehenden 
Gebäude der Arbeitsmedizin und das alte Si-
chermacher-Zentrum abgerissen werden. Der 
Abriss startete im Januar 2025 und konnte in 
nur wenigen Monaten vollendet werden. Die 
Baustellenüberwachung der SGD Süd begleitete 
die Abrissarbeiten und wird auch den Neubau 
des Gebäudes mit regelmäßigen Inspektionen 
vor Ort überwachen. 

 
Abb. 16: Abriss des alten Gebäudes, Quelle: BASF SE  

Die Gewerbeaufsicht der SGD Süd wurde sei-
tens der BASF SE bereits vor der Antragstellung 
bei der Genehmigungsbehörde - der Stadtver-
waltung Ludwigshafen - zur Prüfung der Belange 
des Arbeits- und des Immissionsschutzes in das 

Projekt eingebunden. So konnten schon im Vor-
feld weitestgehend die Anforderungen und alle 
notwendigen Unterlagen für den Antrag be-
sprochen und festgelegt werden. Diese Vorge-
hensweise ebnete den Weg für eine zügige Be-
arbeitung des Antrages im Genehmigungsver-
fahren, sodass Anfang September 2025 die Bau-
genehmigung erteilt werden konnte. 

Mit der feierlichen Grundsteinlegung im No-
vember 2025 startete die Ära des neuen Gefah-
renabwehrzentrums, dessen Inbetriebnahme 
für Anfang 2028 vorgesehen ist. 

 

Quelle Bildmaterial und Informationen: BASF SE 

https://www.basf.com/global/de/who-we-
are/organization/locations/europe/german-
sites/ludwigsha-fen/news-and-media/news-re-
leases/2025/05/p-25-107 

 

Autorin: 

Sandra Keller,  
Rheinland-Pfalz 
Struktur- und Genehmigungsdirektion  
Abteilung 2, Referat 23, Arbeitsbereich 6 
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Radon-Schutz für Arbeitsplätze 

Das radioaktive Gas Radon stellt in Deutschland 
nach dem Rauchen eine der häufigsten Ursa-
chen für Lungenkrebs dar. Wesentliche Grund-
lagen hat das BfS bereits im VDGAB-Newsletter 
01/2025 beschreiben dürfen. 

Abb. 17: Radon – ein natürliches Gas  

Mit der Umsetzung der Richtlinie 2013/59/Eu-
ratom wurden in Deutschland auch umfassende 
gesetzliche Regelungen zum Schutz vor Radon 
an Arbeitsplätzen geschaffen. Das Ziel der Regel 
ungen des Strahlenschutzgesetzes (StrlSchG) 
und der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) 
zum Schutz vor Radon an Arbeitsplätzen ist es, 
die langfristigen Risiken der Radon-Exposition 
zu vermindern. Die Exposition soll auf breiter 
Basis gesenkt und damit die durch Radon und 
seine kurzlebigen Folgeprodukte bedingten 
Lungenkrebsfälle reduziert werden. 

Das Strahlenschutzgesetz beinhaltet mit dem 
bundesweit zu beachtenden Referenzwert für 
Radon an Arbeitsplätzen einen Wert, der als 
Maßstab für die Prüfung der Angemessenheit 

von Radon-Schutzmaßnahmen an Arbeitsplät-
zen dient: Die über das Jahr gemittelte Radon-
Aktivitätskonzentration in der Luft an Arbeits-
plätzen in Innenräumen ist auf 300 Becquerel 
pro Kubikmeter  (Bq/m³) (§ 126 StrlSchG) fest-
gelegt. Dieser Referenzwert ist kein Grenzwert, 
ein Überschreiten erfordert jedoch entspre-
chend der Situation angepasste Maßnahmen 

zur Minimierung der Exposi-
tion.  

Grundsätzlich können erhöhte 
Radon-Konzentrationen an Ar-
beitsplätzen im gesamten Bun-
desgebiet auftreten. Es gibt je-
doch Regionen, in denen zu er-
warten ist, dass die über das 
Jahr gemittelte Radon-Aktivi-
tätskonzentration in einer be-
trächtlichen Zahl von Gebäu-
den, und damit auch an Ar-
beitsplätzen, den Referenz-
wert überschreiten wird. Die 
zuständigen Landesbehörden 
können solche Regionen als 
Radonvorsorgegebiete aus-
weisen. 

Der Referenzwert und Radon-
vorsorgegebiete sind Basis-
werkzeuge, um Prioritäten zu 
setzen und den Radonschutz 
am Arbeitsplatz rasch voranzu-
bringen zu können. 

Datenlage 

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) unter-
stützt im Rahmen seiner zugewiesenen Aufga-
ben das Bundesministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(BMUKN) durch wissenschaftliche Forschung 
und trägt damit auch zu einer weiteren Verbes-
serung des Schutzes vor Radon bei. Für eine 
sachgerechte Bewertung sind fundierte Infor-
mationen erforderlich. Bereits seit Herbst 2021 
werden dem BfS Ergebnisse und Informationen 
zur Durchführung der Radonmessungen an Ar-
beitsplätzen übermittelt. Die im BfS vorliegen-
den Daten zur Radon-Konzentration an Arbeits-
plätzen in Radonvorsorgegebieten zeigen, dass 
in etwa 16 % aller Fälle der Referenzwert in 
Höhe von 300 Bq/m³ überschritten wird. 
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Abb. 18:  Zeitreihe einer Radonmessung mit Jahresverlauf der Ak-
tivitätskonzentration – der Referenzwert ist überschritten 

In den für hohe Radonexpositionen bekannten 
Arbeitsfeldern wie Anlagen der Wassergewin-
nung belegen die Daten aus Pflichtmessungen 
mit >60 % erwartungsgemäß deutlich höhere 
Überschreitungswahrscheinlichkeiten. 

Wird eine Referenzwertüberschreitung an ei-
nem Arbeitsplatz festgestellt, besteht Hand-
lungsbedarf zum Schutz der Beschäftigten. 

 

Radonschutz am Arbeitsplatz – eine lösbare 
Aufgabe 

Um den Aufwand für Arbeitgeber*innen gering 
zu halten und passende, verhältnismäßige Maß-
nahmen entsprechend der jeweiligen Situation 
ergreifen zu können, wird ein abgestuftes Vor-
gehen für die Messungen und die daraus resul-
tierenden Maßnahmen verfolgt. 

Die ersten Stufen des Konzeptes für den Radon-
schutz an Arbeitsplätzen sehen daher zunächst 
allgemeine, arbeitsplatzbezogenen Maßnah-
men vor, um die Radon-Aktivitätskonzentration 
zu erfassen und zu reduzieren. 

Für Arbeitsplätze im Erd- und Kellergeschoss ei-
nes Gebäudes in einem Radonvorsorgegebiet 
besteht die Verpflichtung, die Radon-Aktivitäts-
konzentration zu messen. Darüber hinaus gilt 
dies für bestimmte Arbeitsfelder, bei denen auf-
grund ihrer Eigenart auch außerhalb der Radon-
vorsorgegebiete erhöhte Radon-Konzentratio-
nen wahrscheinlich sind.  

Die zuständige Landesbehörde kann eine Mes-
sung auch an anderen Arbeitsplätzen anordnen, 
wenn Anhaltspunkte für eine Überschreitung 

des Referenzwertes vorliegen, 
denn der Referenzwert von 300 
Bq/m3 zum Schutz vor Radon an 
allen Arbeitsplätzen in Innenräu-
men gilt bundesweit. 

Die Radon-Aktivitätskonzentra-
tion ist eine messtechnisch ein-
fach zu erfassende Größe. Durch 
das BfS nach § 155 StrSchV aner-
kannte Stellen stellen Messge-
räte zur Verfügung und helfen bei 
den Messungen. Unter dem 
Suchbegriff ANERKENNUNG fin-
det sich auf der Internetseite des 

BfS eine Liste dieser anerkannten Anbieter. Die 
Messung wird im Regelfall über eine Gesamt-
dauer von zwölf Monaten durchgeführt, bei-
spielsweise mit einfachen nicht-elektronischen, 
preiswerten Messgeräten. Durch die festge-
legte Messdauer können auch jahres-zeitliche 
Schwankungen erfasst werden und das Verfah-
ren ist robust und einfach. Ein kürzerer Mess-
zeitraum ist jedoch möglich, wenn sich nach Be-
ginn der Messung ein Überschreiten des Refe-
renzwertes schon klar abzeichnet. 

Vom Ergebnis dieser Erstmessung hängt es ab, 
ob an dem Arbeitsplatz weitere Maßnahmen 
auf den folgenden Stufen erforderlich sind: Im 
besten Fall besteht durch die Messung die Ge-
wissheit, dass alles in Ordnung ist und am Ar-
beitsplatz kein Radon-Problem besteht. Werden 
jedoch erhöhte Werte gemessen, sind die Ver-
antwortlichen handlungsverpflichtet und müs-
sen Maßnahmen zur Reduzierung der Radon-
Aktivitätskonzentration ergreifen. 

 

Abb. 19: Technische und organisatorische Maßnahmen senken die 
Radon-Konzentration 
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Ziel der Maßnahmen ist es, die Radon-Aktivi-
tätskonzentration im Jahresmittel auf Werte 
unterhalb des Referenzwertes zu reduzieren. In 
Entsprechung zur Vorgehensweise des allge-
meinen Arbeitsschutzes können die Vermei-
dung bzw. Beseitigung sowie technische und or-
ganisatorische Maßnahmen unterschieden wer-
den. Getroffene technische Maßnahmen zur Re-
duktion von hohen Radon-Konzentrationen, wie 
der Betrieb aktiver Lüftungseinrichtungen, soll-
ten als solche dauerhaft gekennzeichnet und re-
gelmäßig kontrolliert werden. Verhaltensbezo-
gene Maßnahmen, wie die Einhaltung von Lüf-
tungsplänen, können vor allem bei moderater 
Referenzwertüberschreitung geeignet sein, die 
Radon-Konzentration unter den Referenzwert 
zu senken. Auch die verhaltensbezogene Maß-
nahme muss dauerhaft die Einhaltung des 
Schutzziels sichern und ist daher zuverlässig, 
beispielsweise in Betriebsanweisungen, zu ver-
ankern. Auch eine Radon-Fachkraft kann bera-
ten, welche Maßnahmen im jeweiligen Fall ziel-
führend sind. 

Maßnahmen, die einen angemessenen Schutz 
gegenüber Radon bieten, werden auf den Inter-
netseiten des BfS, in Informationsschriften der 
zuständigen Landesbehörden sowie in Handrei-
chungen der Berufsverbände detaillierter vor-
gestellt. Der Erfolg der ergriffenen Maßnahmen 
wird schließlich durch eine zweite Messung, der 
Kontrollmessung, nachgewiesen. 

Die etablierten Vorgehensweisen und Werk-
zeuge des allgemeinen Arbeitsschutzes bieten 
eine ganze Reihe von Möglichkeiten, das Be-
wusstsein für Radon am Arbeitsplatz zu fördern. 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit können bei-
spielsweise bei Betriebsstättenbegehungen 
oder im Rahmen von Gefährdungsbeurteilun-
gen sinnvoll für die Thematik sensibilisieren. Da 
kein Wert bekannt ist, unterhalb dessen ein Ri-
siko sicher ausgeschlossen werden kann, sollte 
bei Messergebnissen unterhalb des Referenz-
wertes geprüft werden, ob mit vertretbarem 
Aufwand eine weitere Verringerung der Radon-
Konzentration möglich ist. 

Erst wenn Reduzierungsmaßnahmen nicht zum 
Ziel führen, werden arbeitskraftbezogene Maß-
nahmen und Maßnahmen des beruflichen 
Strahlenschutzes erforderlich.  

Zeigt also die Kontrollmessung, dass die Radon-
Aktivitätskonzentration trotz der vorgenomme-
nen Reduzierungsmaßnahmen gemessen am 
Referenzwert nicht ausreichend vermindert 
werden kann, meldet der Verantwortliche die-
sen Arbeitsplatz bei der zuständigen Landesbe-
hörde an. Um die Belastung der Arbeitskräfte 
am Arbeitsplatz einschätzen zu können, wird 
eine auf den Arbeitsplatz bezogene Abschät-
zung der Radon-Exposition durchgeführt. Das 
heißt., der/die Arbeitgeber*in ermittelt die ku-
mulierte Radon-Aktivitätskonzentration, der 
eine Person während seines Aufenthaltes an 
diesem Arbeitsplatz ausgesetzt wird mit der Ein-
heit Becquerelstunden pro Kubikmeter (Bq h/ 
m3). 

Für den Fall, dass die Radon-Exposition einen 
zulässigen Wert im Kalenderjahr überschreitet, 
wird in einem letzten Schritt die Einhaltung von 
Anforderungen des beruflichen Strahlenschut-
zes gefordert, um bei den hier auftretenden ho-
hen Strahlendosen die betreffenden Arbeits-
kräfte vergleichbar zu schützen wie bei einer ge-
planten Strahlenexposition, ähnlich der Nut-
zung von ionisierender Strahlung in der Medi-
zin. Nur in einer sehr geringen Zahl von Fällen ist 
dies erforderlich. 

 

Die Dritten im Blick 

Arbeitsplätze werden auch für Reinigungs- oder 
Wartungsfirmen bereitgestellt. Auch für diese 
muss natürlich ein Radonschutz sichergestellt 
werden. Arbeitgeber*innen müssen daher In-
formationen über die Ergebnisse der Pflicht-
messungen sowie auch der erfolgten Anmel-
dungen mit Drittfirmen teilen. Auch für diese 
sogenannten Dritten kann es verpflichtend sein, 
eine Betrachtung der Radonexposition der Be-
schäftigten durchzuführen – nämlich dann, 
wenn in mehreren bereits behördlich angemel-
deten Arbeitsplätzen einer Tätigkeit nachgegan-
gen werden soll. Wartungsfirmen von Betrieben 
mit Arbeitsfeldern mit bekannt hohen Radonex-
positionen wie Anlagen der Wassergewinnung 
oder untertägigen Arbeitsplätzen (s. a. Anl. 8 
des StrlSchG) sollten das Thema offen anspre-
chen. 
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Eigenverantwortlichkeit wahrnehmen 

Generell wird im Strahlenschutzrecht die Rolle 
des für den Arbeitsplatz Verantwortlichen (häu-
fig gleichzusetzen mit Arbeitgeber*in oder dem 
Inhaber der Betriebsstätte) für den Strahlen-
schutz betont. Das eigenverantwortliche Han-
deln bildet die Grundlage für die Umsetzung der 
strahlenschutzrechtlichen Vorschriften zum 
Schutz der Arbeitskräfte vor Radon am Arbeits-
platz. In der Regel ist die zuständige Landesbe-
hörde in den unteren Stufen noch nicht in das 
Vorgehen einbezogen, wenn bei der Erstmes-
sung oder spätestens bei der Kontrollmessung 
nach den Reduzierungsmaßnahmen der Refe-
renzwert an dem betroffenen Arbeitsplatz nicht 
überschritten wird. Bewusst verbleibt die kon-
krete Umsetzung, also die Entwicklung von an-
gepassten Lösungen zur Reduzierung der Ra-
don-Aktivitätskonzentration, in der Zuständig-
keit des Betriebsstätteninhabers – ebenso wie 
die Pflicht zur Information von Mitarbeitenden 
und Mitarbeitendenvertretungen über die Er-
gebnisse von Messungen und Maßnahmen. 

 

Fristen beachten 

Die einzelnen Bundesländer haben pflichtge-
mäß bis Ende 2020 Radon-Vorsorgegebiete er-
mittelt und festgelegt. Hier gilt grundsätzlich, 
dass 18 Monate nach dieser Festlegung bzw. 
nach Aufnahme der beruflichen Betätigung an 
einem Arbeitsplatz die Radonmessung durch-
geführt sein muss. Arbeitsfeldern der Anl. 8 
StrlSchG, für die Verpflichtung zur Bestimmung 
der Radonexposition bereits seit 2001 besteht, 
sind im StrlSchG mit Übergangsvorschriften be-
dacht worden - auch hier müssten aber not-
wendige Maßnahmen zur Reduzierung der Ra-
don-Aktivitätskonzentration bereits bis Ende 
2020 ergriffen worden sein. 

Eine Radon-Messung frühzeitig abzuschließen 
bedeutet, den Zeitraum der Unwissenheit und 
damit einer möglichen unnötigen Exposition 
von Arbeitskräften zu begrenzen. Die Einhal-
tung der Fristen vermeidet die Ordnungswidrig-
keit. 

Radonschutz auch beim Neubau dringend be-
achten  

Wer ein Gebäude mit Arbeitsplätzen in einem 
Radonvorsorgegebiet errichtet, muss nach §123 

Absatz 1 Satz 2 StrlSchG Radonschutzmaßnah-
men vorsehen – allemal günstiger als eine spä-
tere Sanierung. Es sind Maßnahmen zu ergrei-
fen, die bereits den Zutritt von Radon aus dem 
Baugrund verhindern oder zumindest erheblich 
erschweren. Die allgemein anerkannten Regeln 
der Technik mit baulichen und lüftungstechni-
schen Maßnahmen zum Radonschutz sind in der 
DIN/TS 18117-1:2020-04 beschrieben. 

Radon macht nicht an Verwaltungsgrenzen 
halt 

Hohe Radon-Konzentrationen finden sich nicht 
nur in Radonvorsorgegebieten. In Gebieten mit 
geringeren Radongehalten im Boden sind er-
höhte Radon-Werte in Innenräumen zwar selte-
ner, aber möglich. Insbesondere Arbeitsplätze 
in Untergeschossen wie Lagerräume, auch Ar-
chive und Arbeitsplätze mit geringem Luft-
wechsel zeigen häufig deutlich erhöhte Radon-
Konzentrationen.  

Nur eine Messung gibt Auskunft über die Ra-
don-Konzentration. Mit freiwilligen Messungen 
können erhöhte Radon-Konzentrationen ausge-
schlossen werden. 

 

Autor: 

Sebastian Feige 
Fachgebietsleiter UR1 Radonmetrologie  
Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) 
Email: sfeige@bfs.de 
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Rheinland-Pfalz: Marktüberwachung 
und Produktsicherheit 2025 

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 
führte 2025 umfangreiche Maßnahmen zur 
Überprüfung der Produktsicherheit durch. Ziel 
war es, die Einhaltung der einschlägigen euro-
päischen und nationalen Rechtsvorschriften si-
cherzustellen und Risiken für Verbraucherinnen 
und Verbraucher frühzeitig zu identifizieren und 
zu minimieren. Die zunehmende Bedeutung des 
Onlinehandels, die hohe Dynamik internationa-
ler Lieferketten und der stetige Zustrom neuer 
Anbieter stellen uns vor wachsende Herausfor-
derungen. Die folgenden Fälle und Projekte zei-
gen exemplarisch, wie breit das Spektrum unsi-
cherer Produkte ist und wie wichtig eine konse-
quente Überwachung bleibt, um Verbraucherin-
nen und Verbraucher wirksam zu schützen. 

Badespielzeug‑Set der Marke Gontence – Fest-
stellung erheblicher Sicherheitsmängel 

Im Rahmen der Marktüberwachung wurde ein 
Badespielzeug‑Set der Marke Gontence (Modell 
190A, Charge 240911) überprüft, das überwie-
gend über Online‑Plattformen bereitgestellt 
wurde. Die Untersuchung ergab mehrere si-
cherheitsrelevante Abweichungen zur Spiel-
zeugrichtlinie 2009/48/EG und der Norm EN 
71‑1 hinsichtlich mechanischer und physikali-
scher Eigenschaften wie ablösbare Kleinteile 
(u. a. Kappe der Wasserpistole, Schlaufe des 
Aufbewahrungsbeutels) oder der Bruch einzel-
ner Komponenten (z. B. Blauer Wal), dadurch 
verschluckbare Teile. 

 

Abb. 20: Verpackung Badespielzeug; Quelle: SGD Süd  

Aufgrund des bestehenden Erstickungsrisikos 
für Kleinkinder wurden am 10.03.2025 folgende 
Maßnahmen angeordnet: 

- Sofortige Rücknahme vom Markt, 
- Rückruf und Verbraucherwarnung, 
- Vernichtung der betroffenen Produkte. 

Der Fall bestätigt die weiterhin bestehende Re-
levanz einer engmaschigen Überwachung von 
Importwaren aus Drittstaaten. 

Mehrfachsteckdosenleiste – Gefährdung durch 
fehlenden Schutzleiter 

Bei der Überprüfung einer Mehrfachsteckdo-
senleiste wurden gravierende sicherheitstech-
nische Mängel festgestellt. Insbesondere fehlte 
der Schutzleiter in der Netzanschlussleitung 
vollständig; zudem waren die Schutzkontakte 
der Steckdosen nicht angeschlossen und ledig-
lich lose im Gehäuse eingelegt. 

 
Abb. 21:Mehrfachsteckdosenleiste mit fehlendem Schutzleiter, 
Quelle: SGD Süd  

 

Abb. 22: Mehrfachsteckdose mit lose verlegten und nicht ange-
schlossenen Schutzkontakten; Quelle: SGD Süd 

Das Produkt unterliegt der 1. ProdSV (Umset-
zung der Niederspannungsrichtlinie 2014/35/ 
EU). Die festgestellten Abweichungen führten 
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zu einer erheblichen Gefährdungslage (Strom-
schlag‑ und Brandgefahr). Eine technische 
Nachbesserung war weder möglich noch wirt-
schaftlich vertretbar. Daher wurden folgende 
Maßnahmen angeordnet: 

- Bereitstellungsverbot, 
- Rückruf und Rücknahme, 
- Verbraucherwarnung, 
- Vernichtung aller betroffenen Produkte. 

USB‑C‑Steckernetzteile – Wiederholungsprü-
fung im Onlinehandel 

Auf Grundlage der Erkenntnisse aus dem Vor-
jahr führten die Marktüberwachungsbehörden 
des Saarlandes und von Rheinland‑Pfalz im Jahr 
2025 erneut ein gemeinsames Prüfprogramm 
zu USB‑C‑Steckernetzteilen durch. Die diesjäh-
rige Untersuchung konzentrierte sich aus-
schließlich auf Produkte aus dem Onlinehandel, 
da stationäre Handelsware im Vorjahr unauffäl-
lig war. 

 

Abb. 23: Beispiel eines geprüften USB-C-Steckernetzteils; Quelle: 
SGD Süd 

Ein akkreditiertes technisches Prüflabor wurde 
mit der Prüfung von 16 unterschiedlichen USB-
C-Netzteilen beauftragt. Lediglich zwei der 
Netzteile erfüllten alle Normanforderungen. Bei 

sechs Geräten wurden formelle und bei acht Ge-
räten technische Mängel mit mittlerem bis erns-
tem Risiko festgestellt. 

Zu den festgestellten Abweichungen gehörten 
insbesondere: 

- Unzureichende Isolation zwischen stromfüh-
renden Teilen > Stromschlaggefahr 

- Falsche Auswahl der Bauteile > Überhitzungs-
gefahr 

- Unzureichende Gehäusematerialien > Brand-
gefahr 

- Fehlende oder falsche Kennzeichnung > An-
wendungsfehler 

Die sicherheitstechnische Teilprüfung erfolgte 

gemäß EN 62368‑1. Die Ergebnisse bestätigen, 

dass insbesondere bei preisgünstigen Produk-

ten aus Drittstaaten weiterhin ein erhöhtes Ge-

fährdungspotenzial besteht. Um Ressourcen zu 

schonen, werden Geräte mit USB-C-Versor-

gungsanschluss gemäß einer EU-Verordnung 

künftig ohne Netzteil ausgeliefert. Somit müs-

sen Verbraucher das Netzteil aus einer anderen 

Quelle zukaufen und neue Marktteilnehmer 

werden angelockt. Aufgrund von immer größe-

ren Leistungsabgaben (USB-C PD bis zu 240 W) 

bei gleichzeitig immer kleiner werdenden Bau-

formen bringt dies neue Risiken in puncto Si-

cherheit. 

Fazit 

Die im Berichtsjahr durchgeführten Maßnah-
men verdeutlichen die anhaltende Bedeutung 
einer konsequenten Marktüberwachung. Insbe-
sondere der Onlinehandel bleibt ein Schwer-
punktbereich, da hier vermehrt Produkte mit 
erheblichen Sicherheitsdefiziten bereitgestellt 
werden. Die enge Zusammenarbeit der Behör-
den, die konsequente Anwendung der einschlä-
gigen Rechtsvorschriften sowie die schnelle 
Umsetzung von Rückrufen und Bereitstellungs-
verboten tragen maßgeblich zur Gefahrenab-
wehr und zum Schutz der Verbraucherinnen 
und Verbraucher bei. 

Autoren: 
Christian Müller, Marco Kuntz, Eric Rodewald, 
Rheinland-Pfalz 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 
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Deutsch-Französisches Forum: „Arbeitsschutz 
über Grenzen hinweg“ – der VDGAB war dabei 

Das deutsch-französische Forum am 18.11.2025 
war dem Thema „Risiken erkennen, Arbeits-
schutz gestalten: Maschinensicherheit im Fo-
kus“ gewidmet.  

Erstmals in der über 30-jährigen Geschichte der 
Deutsch-Französischen Arbeitsgruppe „Arbeits-
schutz über Grenzen hinweg“ (Santé et sécurité 
au travaille par-dèla frontiers) war der VDGAB 
e.V. auf dem diesjährigen Forum am 18.11.2025 
mit einem Infopoint vertreten.  

Ort der Veranstaltung war der Hauptsitz der Re-
gion Grand Est, Straßburg. Dort stand ein impo-
santer Sitzungssaal zur Verfügung. Die Vorträge 
wurden simultan übersetzt.   
 

 
Abb. 24: Infostand des VDGAB in Straßburg; Quelle: Friedemann 
Schmidt, privat 

Die Arbeitsgruppe, die diese Foren thematisch 
vorbereitet, wird vom Euroinstitut in Kehl 
(www.euroinstitut.org) geleitet. Diese setzt sich 
aus Vertretern von Ministerien, Regierungsprä-
sidien und Arbeitsschutzbehörden der Länder 
Baden-Württemberg, Saarland und Reinland-
Pfalz, Berufsgenossenschaften sowie den Pen-
dants der französischen Behörden und Instituti-
onen der Region Grand Est zusammen. 

In dem Lenkungsausschuss " Arbeitsschutz über 
Grenzen hinweg" unter der Leitung des Euroin-
stituts wird die strategische und thematische 
Arbeit der Gruppe koordiniert. Hierbei werden 
jährlich grenzübergreifende Schwerpunktthe-
men des Arbeitsschutzes sondiert und sozusa-
gen als „Arbeitsauftrag“ an die Arbeitsgruppe 
übergeben. Im Anschluss daran trifft sich diese 
etwa sechs bis achtmal im Jahr zum themati-
schen Schwerpunkt des Jahres, um sich über die 

Inhalte auszutauschen und die beidseitigen Vor-
schriften und Regelungen sowie gelebte Praxis 
kennenzulernen. Bestandteil dieser Arbeit sind 
nicht nur die Sitzungen. So werden auch Exkursi-
onen durchgeführt, um Best die Practice auf 
beiden Seiten zum jeweiligen Thema näherzu-
bringen. 

 
Abb. 25: Der Sitzungssaal in Straßburg; Quelle: Friedemann 
Schmidt, privat 

Die Ergebnisse dieses Austausches werden in 
dem jährlich stattfindenden deutsch-französi-
schen Forum präsentiert. Das Format des Fo-
rums besteht aus Vorträgen, Podiumsdiskussio-
nen sowie Infopoints im Foyer des Veranstal-
tungsortes. Für einen regen Austausch besteht 
hierbei gute Gelegenheit. 

Eingeladen sind hierzu alle Akteure aus Wirt-
schaft, Behörden sowie Institutionen, die sich 
mit den betreffenden Themen des Arbeitsschut-
zes befassen. Die Teilnahme ist kostenfrei. 

 
Abb. 26: Infostände von VDSI und VDGAB im Foyer der Grande Est; 
rechts der Autor Friedemann Schmidt (Quelle: privat) 

Bei dem diesjährigen Forum am 18.11.2025 be-
teiligte sich erstmals auch der VDGAB e. V. im 
Foyer der Grande Est und gestaltetet einen In-
fopoint. Genau genommen handelte es sich um 
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einen gemeinsamen Stand mit unserem 
„Schwesterverein“ VDSI e. V.. Das Thema dieser 
Veranstaltung „Risiken erkennen, Arbeitsschutz 
gestalten: Maschinensicherheit im Fokus“ lud 
quasi dazu ein, uns hier gemeinsam darzustel-
len. 

Die Erfahrung zeigt, dass sowohl die Arbeit der 
Gruppe als auch der Austausch im Rahmen des 
Forums bereichernd und motivierend für die ei-
gene Arbeit ist - dies auch wenn man nicht im 
grenzüberschreitenden Kontext tätig ist. 

Daher von dieser Stelle auch die Einladung an 
alle Mitglieder des VDGAB e.V., an diesem leb-
haften Informations- und Austauschformat zu 
partizipieren. Die jeweiligen Themen und Ter-
mine werden i.d.R. im 3. Quartal auf der Home-
page des Euroinstituts veröffentlicht. Dort ist 
dann auch die Anmeldung online möglich.  

Nähere Informationen zur Arbeitsgruppe: 
https://www.euroinstitut.org/begleitung/ar-
beitsschutz 

Ein Rückblick auf vorherige Veranstaltungen: 
https://www.euroinstitut.org/dokumenta-
tion/seminardokumentation 
 

 
Abb. 27: Podium des Forums 2024 zum Thema Windenergie, Frie-
demann Schmidt links, Quelle: privat 

Anmerkung: Im Jahr 2024 war der Verfasser 
selbst als Referent zum Thema Windenergie auf 
der Bühne – selbstverständlich mit VDGAB-Kra-
watte, die aber auf dem Bild verdeckt ist! 
 

Autor: 

Friedemann Schmidt 
Sektion Baden-Württemberg 

 

 

DCONex 2026 – VDGAB als Kompe-
tenzpartner 

Auch in diesem Jahr war der VDGAB als Kompe-
tenzpartner der DCONex „Fachkongress und 
Ausstellung Schadstoffmanagement“ am 27. 
und 28. Januar in der Münsterlandhalle in 
Münster wieder mit einem eigenen Stand ver-
treten. Die Veranstaltung ist weiter gewachsen, 
verteilt auf die zwei Veranstaltungstage kamen 
in Summe 1.300 Teilnehmer und nutzten den 
Branchentreffpunkt rund um das Thema Schad-
stoffmanagement, um sich über aktuelle Ent-
wicklungen zu informieren und sich mit Bran-
chenkollegen und Experten auszutauschen. Der 
Fachkongress mit begleitender Ausstellung ist 
als jährlicher Treffpunkt stark nachgefragt. 

Die Erregung wegen und über die für den Um-
gang mit Asbest und asbesthaltigen Baustoffen 
speziell beim Bauen im Bestand grundlegende 
Novellierung der Gefahrstoffverordnung (In-
krafttreten 05.12.2024), die viele Teile des Kon-
gresses 2025 prägte, ist gewichen. Die Neufas-
sung der TRGS 519 „Asbest - Abbruch-, Sanie-
rungs- oder Instandhaltungsarbeiten“, über de-
ren Entwicklung und voraussichtliche Inhalte 
das Mitglied des AGS und zugleich Leiterin der 
Projektgruppe TRGS 519 Andrea Bonner, BG 
Bau, berichtete, ist auf einem guten Weg und 
tritt voraussichtlich noch 2026 in Kraft. Bis dahin 
sind Übergangsregeln anzuwenden (siehe auch 
VBGAB-Nachrichten 1/2025). Auch hat der AGS 
im November 2025 Änderungen und Ergänzun-
gen der TRGS 524 "Schutzmaßnahmen bei Tätig-
keiten in kontaminierten Bereichen" beschlos-
sen, die aber noch nicht im Gemeinsamen Mi-
nisterialblatt verkündet sind [Stand 
30.04.2026]. 

Ende 2025 wurde die Gefahrstoffverordnung 
hinsichtlich der Anforderungen an Unterneh-
men, die Arbeiten mit Asbestexposition ausfüh-
ren wollen, erneut novelliert. Für Arbeiten mit 
niedrigem und mittleren Risiko wurde ein Ge-
nehmigungsverfahren eingeführt, Arbeiten mit 
hohem Risiko ausführende Unternehmen benö-
tigen eine Zulassung. Bis Ende Januar hatten 
sich die Länder noch nicht auf eine einheitliche 
Vorgehensweise und Listung von Unternehmen 
mit Genehmigung verständigt, was zu vielen 
Fragen am VDGAB-Stand führte. Eine verständ-
liche Unsicherheit, wenn Handwerksfirmen in 
mehreren Bundesländern Arbeiten ausführen 

https://www.euroinstitut.org/begleitung/arbeitsschutz
https://www.euroinstitut.org/begleitung/arbeitsschutz
https://www.euroinstitut.org/dokumentation/seminardokumentation
https://www.euroinstitut.org/dokumentation/seminardokumentation
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wollen. Von den Praktikern - von den Erkundern 
und Ausführenden - insgesamt wurde ein ge-
fühlter Rückgang der Präsenz staatlicher Auf-
sicht auf den Baustellen konstatiert, um nicht zu 
sagen beklagt. Manche Angehörige der Aufsicht 
ließen auch Mangel an Kompetenz hinsichtlich 
der Exposition durch Gefahrstoffe beim Bauen 
im Bestand erkennen. 

 
Abb. 28: DCONex 2026 - Fachmesse und Kongress; Quelle: privat  

Eine angemessene Berichterstattung hier soll 
sich nicht erschöpfen in der Aufzählung weite-
rer Themenfelder wie Schimmel, Radon, PFAS, 
Abfall u.a.m.  

Ein Beitrag gehalten von Markus Sommer, Ka-
varflex Polska, verdient vertiefte Darstellung, 
weil sein Inhalt entweder eine Überbewertung 
von Feststellungen ist oder ein gewaltiges Pro-
blemfeld aufzeigte: Durch die Substitution von 
Asbest durch biolösliche Mineralwolle und 
hochfeste E-Glasfasern [(E = Electric), sie sind 
der weltweit am häufigsten verwendete Faser-
typ für die Kunststoffverstärkung (GFK)] verbrei-
tete sich der Einsatz von aus überwiegend mine-
ralischen Rohstoffen und Recyclingglas herge-
stellten Dämmstoffen (z.B. Mineralwolle, Glas-
fasermatten). In deren Herstellungsprozess 
werden Natriumoxid als Flussmittel und Calci-
umoxid als Netzwerkwandler eingesetzt. Bei der 
Verwendung von calcium- und/oder natri-
umoxidhaltigen Dämmungen auf chromlegier-
ten heißen Teilen ab Temperaturen von ca. 300 
°C von Anlagen entstehen, insbesondere in 
feuchter Umgebung, krebserregende Cr6-Ver-
bindungen. Diese bedeuten beim staubenden 
Ablösen der Dämmung ein inhalatives wie der-
males Risiko am Arbeitsplatz. 

Die meist gelblichen Stäube wurden bei der De-
montage lange Zeit für Schwefelverbindungen 
gehalten, obwohl deren Entstehung thermo-
chemisch unmöglich ist. Nunmehr, da vielmehr 
Klarheit besteht, ist es an der Zeit, die Aufmerk-
samkeit auch diesem Phänomen zu widmen. Es 
betrifft nicht nur Kraftwerksanlagen, sondern 

auch Tausende Kfz.-Werkstätten. Die BG ETEM 
hat sich diesem Problem zugewandt, Interes-
sierte finden Ausführlicheres und Bildmaterial 
bei der BG unter dem Stichwort „Mögliche 
Chrom(VI)-Exposition“.   

Der VDGAB wird sich auch 2027 wieder an der 
DCONex als Kompetenzpartner beteiligen. Sie 
findet in Münster am 26. und 27. Januar 2027 
statt.  

VDGAB-Mitglieder können rabattierte Tages- 
oder Dauerkarten bis spätestens 31.10.2026 er-
werben. 

Autor: 

Dr.-Ing. Bernhard Räbel 
Sektion Sachsen-Anhalt 

29. April Tag gegen den Lärm: SGD 
Nord im Dialog  

Ob beim Konzert, beim Aufdrehen des Lieblings-
lieds im Auto oder beim Bedienen lauter Ma-
schinen: Lärm gehört für viele Menschen zum 
Alltag. Das Problem: Er kann auf Dauer zu 
Schwerhörigkeit führen – und die ist nicht heil-
bar. Anlässlich des Internationalen Tags gegen 
den Lärm am 29. April 2026 haben Mitarbeiter 
der Struktur- und Genehmigungsdirektion 
(SGD) Nord, Regionalstelle Gewerbeaufsicht da-
her die JT International Germany GmbH in Trier 
besucht, um deren Mitarbeitende für das 
Thema Lärm zu sensibilisieren. 

Berufsbedingte Schwerhörigkeit ist nach wie vor 
eine der häufigsten Berufskrankheiten. Doch 
nicht nur laute Maschinen können zu Gehör-
schäden führen, auch die Freizeit spielt bei der 
Lärmbelastung eine wichtige Rolle. Denn: Das 
Ohr unterscheidet nicht zwischen verschiede-
nen Lärmquellen und Tageszeiten – zu laut ist zu 
laut. Und da Schwerhörigkeit die Lebensqualität 
stark einschränken kann und unheilbar ist, ist es 
umso wichtiger, präventiv Lärmschutz und Ge-
sundheitsvorsorge zu betreiben. 

Genau dieses Ziel verfolgten Mitarbeiter der Ge-
werbeaufsicht bei ihrem Besuch der JT Interna-
tional Germany GmbH. Im Fokus der Veranstal-
tung standen Auszubildende der Berufe Indust-
riekaufmann, Maschinen- und Anlagenführerin, 
Elektroniker für Betriebstechnik, Industrieme-
chanikerin und Chemielaborant. Ebenfalls mit 
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dabei waren Mitarbeitende, die eine Ausbildung 
als Sicherheitsfachkraft absolvieren. 

 

 

Abb. 29: Lärmmessung in der Nähe einer Produktionsan-
lage der Firma JTI (Foto: JTI) 

Nach einer kurzen Begrüßung wurden in mehre-
ren Fachvorträgen insbesondere die physikali-
schen Hintergründe zum Thema Lärm von der 
Gewerbeaufsicht und die gesundheitlichen Fol-
gen des Lärms von der Staatlichen Gewerbeärz-
tin erläutert. Später stand ein „Lärmcampus“ 
auf dem Programm. An fünf Stationen konnten 
sich die Teilnehmenden praxisnah und unter 
Anleitung den Themen Lärm und Lärmschutz 
nähern. Neben einem Quiz und Lärmmessungen 
in der Umgebung der Produktionsanlagen stand 
u. a. das private Auto im Fokus. Bei einer schall-
technischen Untersuchung wurde deutlich, wie 
groß die Lärmbelastung durch Motorengeräu-
sche und die Musikanlage sein kann. 

Ein besonderes Highlight stellte die „Akustik-
Box“ der Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel 
und Gastgewerbe dar. In dieser ist eine Produk-
tionsstraße im Miniaturformat nachgebaut, mit 
der sich verschiedene Szenarien simulieren las-
sen. So zeigte das Experiment etwa, dass sich 
glatte und raue Wände unterschiedlich auf die 
Lärmentwicklung im Raum auswirken. Parallel 
zum „Lärmcampus“ bestand für die Teilneh-
menden außerdem die Möglichkeit, ihr Gehör 
audiometrisch untersuchen zu lassen und an ei-
ner arbeitsmedizinischen Beratung teilzuneh-
men. 

Von Seiten der Firma JTI wurde betont, dass die 
Sicherheit der Mitarbeitenden einschließlich 
des Lärmschutzes höchste Priorität für sie habe. 
Es wird kontinuierlich an der Reduzierung von 
Lärmquellen gearbeitet und den Mitarbeiten-
den beispielsweise individuell angepasster Ge-
hörschutz zur Verfügung gestellt. Insgesamt bot 
der Aktionstag eine tolle Möglichkeit für einen 
konstruktiven Austausch über Lärmrisiken und 

Lärmprävention. Weitere Informationen zu den 
Aufgaben der SGD Nord, Regionalstelle Gewer-
beaufsicht im Bereich des Lärmschutzes sind un-
ter folgendem Link zu fin-den: 
www.sgdnord.rlp.de/themen/arbeits-
schutz/laerm 

Autoren: 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 
Regionalstelle Gewerbeaufsicht Trier 

 

 

VDMA und VDGAB: 2. Wasserstoff-
Erfahrungsaustausch für Behörden 
und Unternehmen 

Auf Einladung des Verbandes Deutscher Ma-
schinen- und Anlagenbau e. V. (VDMA) hat der 
VDGAB e.V. am 27.11.2025 zum zweiten Mal 
sehr erfolgreich einen gemeinsamen Wasser-
stoff-Erfahrungsaustausch für Behörden und 
Unternehmen mitgestaltet. Die kostenlose Ver-
anstaltung fand in den Räumen des VDMA statt.  

Ziel der Veranstaltung ist der gegenseitige Infor-
mationsaustausch zwischen Unternehmen, 
Prüfstellen, Berufsgenossenschaften und Be-
hörden sowie die Erörterung bestehender Fra-
gen. Zudem sollen sich die Teilnehmer unterei-
nander austauschen und kennenlernen können.  

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bekamen 
zum einen aktuelle Informationen zum Stand 
der Technik aus Forschung und Entwicklung, 
zum aktuellen Stand der Regelsetzung zu Anla-
gen der Wasserstoffwirtschaft wie z. B. Elektro-
lyseuren, Gasfüllanlagen u. ä. Gesetzliche Anfor-
derungen wurden diskutiert und Hinweise zu Er-
laubnis- und Genehmigungsverfahren gegeben. 
Es sollten insbesondere häufig auftretende Fra-
gestellungen angesprochen und diskutiert wer-
den. 

Die Themen der Veranstaltung berührten wie-
der die Aufgabenbereiche der VDGAB-Mitglie-
der in der Überwachung des Arbeitsschutzes, 
des Umweltschutzes und insbesondere Fragen 
zu Erlaubnis- und Genehmigungsverfahren bei 
Wasserstoff-Anlagen, aber auch zur Produktsi-
cherheit. 

http://www.sgdnord.rlp.de/themen/arbeitsschutz/laerm
http://www.sgdnord.rlp.de/themen/arbeitsschutz/laerm
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Im ersten Vortrag wurden einleitend von Frau 
Dr. Sabine Deeg (BGRCI) und Frau Dr. Isabel Ser-
was (BGHM) die „Wasserstoff-Aktivitäten der 
Berufsgenossenschaften“ vorgestellt.  Frau Dr. 
Deeg informierte zum Stand der Arbeiten der 
BGRCI im Sachgebiet Industriegase. Das Sachge-
biet verfolgt auch die Entwicklung der Unfall-
zahlen im Zusammenhang mit Wasserstoff. Die 
häufigsten Ursachen sind technisch bedingt: 
Materialfehler und Korrosion. Während die Zahl 
der Unfälle seit 2001 zurückgegangen ist, sind 
die korrosionsbedingen Unfälle etwa konstant 
geblieben. Des Weiteren werden vom Sachge-
biet „Industriegase“ eine Grundlagenschulung 
„Sicherer Umgang mit Gasen“ und ein vertiefen-
der Lehrgang zu Wasserstoff angeboten. Das 
Sachgebiet „Explosionsschutz“ der BGRCI be-
fasst sich mit der Überarbeitung der Beispiel-
sammlung zur Zoneneinteilung (DGUV-R 113-
001) im Bereich Wasserstoff. Die BGRCI ist zu-
dem Mitglied der nationalen Allianz für Wasser-
stoffsicherheit, deren Ziele und Aufgaben kurz 
vorgestellt wurden.  

Frau Dr. Serwas berichtete über die Wasser-
stoff-Aktivitäten der BGHM. Für die Mitglieds-
betriebe wurden Qualifizierungsanforderungen 
für Tätigkeiten an Wasserstoffanlagen erarbei-
tet und Qualifizierungsveranstaltungen angebo-
ten. Es besteht auch eine Zusammenarbeit mit 
der IHK bei der Ausbildung von Lehrlingen. Wei-
terhin wird die Prüfung von Direktreduktionsan-
lagen auf Betriebssicherheit vor dem Hinter-
grund der Ausnahme der Anlagen aus der 
Druckgeräterichtlinie diskutiert. 

Herr Dr. Hans-Peter Ziegenfuß, Hessisches Mi-
nisterium für Landwirtschaft und Umwelt, 
Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat (HMLU) be-
richtete über „Aktuelles aus der Kommission 
für Anlagensicherheit (KAS)“   

In seinem Vortrag stellte Herr Dr. Ziegenfuß den 
Stand der Arbeiten in den staatlichen Gremien 
vor. Die KAS arbeitet daran den KAS 63 in KAS 
81 zu integrieren. Es wurde ein Arbeitskreis zu 
Technologien zum Umgang mit Wasserstoff und 
seinen Derivaten eingerichtet. Weiterhin wird in 
dem Vortrag auf die Überarbeitung der VDI 
3783 Blatt 1 eingegangen, die eine Berech-
nungsmethode zur Abschätzung der Ausbrei-
tung störfallbedingter Freisetzungen dichte-
neutraler und leichter Gase im Rahmen der Si-

cherheitsanalyse nach der Verwaltungsvor-
schrift zur Störfallverordnung auf der Basis der 
Gaußschen Ausbreitungsformeln dargestellt. 
Die Anwendung ist für höhere Abstände ge-
dacht und genauer als das Modell nach Lag-
range bei Abständen von weniger als 100 Me-
tern. 

Weitere Informationen behandelten : 

• den neuen LAI Leitfaden zur Genehmigung von 
Wasserstoff Elektrolyseuren. Darin wird u.a. 
empfohlen die Nenn-Leistung an der Produkti-
onsleistung zum Ende des Betriebs auszurich-
ten. 

• Mustergenehmigungsantrag für ELIA 2.8, der 
bundesweit außer in Baden-Württemberg ein-
geführt wird 

• Verfahrenserleichterungen und Sonderrege-
lungen (RED II und RED III) 

• Wasserstoffbeschleunigungsgesetz 

Abschließend wurde auf die aktuellen Änderun-
gen der EU-Richtlinie über Industrieemissionen 
2010/75/EU („IED“), insbes. deren Art. 27 „Zu-
kunftstechniken“ eingegangen. 

In dem Vortrag „Anwendung der Maschinen-
richtlinie auf Elektrolyseure“ wurden von Herrn 
Thomas Kraus, zuständig im VDMA für die EU 
Maschinen-Verordnung 2023/1230/EU vorge-
stellt. Dabei wurde intensiv auf die  die Merk-
male der Begriffe Maschine und unvollständige 
Maschine eingegangen, sowie die rechtlichen 
Konsequenzen der Einordnung als unvollstän-
dige Maschine, Vorgehensweise bei Kundenbei-
stellung und neue Möglichkeiten durch die neue 
EU-Verordnung für Maschinen erläutert. 

Zu dem Thema „Standards im Umfeld Indust-
rieanlagen“ berichtet Herr Dipl. Ing. Kittel (Fa. 
Linde) zum aktuellen Stand der Normung (EN 
13445 und EN 13480) hinsichtlich der Anlagen-
komponenten für Wasserstoff und stellt das 
Konzept der EN 13445/EN 13480 für die Schädi-
gungsarten bei Wasserstoff vor. Weiterhin 
wurde auf den Stand der EN-Normung einge-
gangen. Zweitens wurde auf die Abgrenzung der 
DGRL bei Fernleitungen eingegangen und der 
Status für Herstellung und Betrieb von Wasser-
stoffanlagen in der Gase-Industrie vorgestellt.   

Im Vortrag „Stand DVGW-Regelwerk und aktu-
elle Fragestellungen“ wurde von Herrn Dipl Ing. 
Andreas Schrader, DVGW auf aktuelle Entwick-



 

 

   27  

 

lung bei Anlagen, die unter das Energiewirt-
schaftsgesetz fallen eingegangen. Das Regel-
werk des DVGW wurde an Wasserstoff ange-
passt und steht für die Praxis zur Verfügung. Es 
sind einige internationale und nationale Nor-
men in der Vorbereitung z.B. für Elektrolyseure 
die DIN EN ISO 22734-1 „Wasserstofferzeuger 
auf Grundlage der Elektrolyse von Wasser – Teil  
1 Allgemeine Anforderungen, Prüfberichte und 
Sicherheitsanforderungen (ISO/DIS 22734-
1:2024)“, Entwurf 10/2024. Außerdem wurde 
der Forschungsprojekt H2-Sicherheit – G 202225 
angesprochen. Dieses Projekt verfolgt fünf 
Ziele, die die Einschätzung von Gefährdungsbe-
reichen, entsprechende Umgangsformen und 
daraus resultierende Anforderungen untersu-
chen und so eine Grundlage für ein zukünftiges 
Regelwerk bilden sollen. Der Abschlussbericht 
wurde im Oktober 2025 veröffentlicht. Weiter-
hin wurden noch die Arbeitshilfe für Vollzugsbe-
hörden nach EnWG sowie die Verbändeverein-
barung für die Nutzung von Wasserstoff in 
Dampfkesseln angesprochen. 

Herr Dipl. Ing Benno Farkas, Siemens Energy 
stellte in seinem Beitrag „Produktsicherheit 
und Konformität in Industrieanlagen - Ausblick 
auf den regulatorischen Tsunami“ die Heraus-
forderungen für den Anlagenbau, die mit der 
Umsetzung aller zutreffenden regulatorischen 
Anforderungen bei Wasserstoffanlagen verbun-
den sind vor. Insgesamt werden sich im Zuge 
der Überarbeitung des NLF  30 Richtlinien und 
Verordnungen neu erlassen bzw. geändert wer-
den. Am Beispiel der Firma Siemens wird darge-
stellt, welche Lösungsmöglichkeiten und Risiken 
für den Anlagenbau bestehen. 

Es gab bei der Veranstaltung auch eine Podi-
umsdiskussion mit dem Thema - Wo drückt der 
Schuh? - Schnittstellen von Planern mit Liefe-
ranten, Anlagenerrichtern und späteren Be-
treibern. Teilnehmer waren: Prof. Dr. Michael 
Beyer, Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
(PTB), Christina Braumüller, Fa. INERATEC, Dr. 
Sabine Deeg, BG RCI, Rick Oeser, CAC ENGINEE-
RING.  In der Diskussionsrunde wurde von Herrn 
Dr. Beyer nochmals auf die Allianz für Wasser-
stoff Sicherheit hingewiesen, an der die PTB 
auch beteiligt ist und die die bei Fragen jederzeit 
angesprochen werden kann. Bisher sind insbe-
sondere Fragen zu nicht-atmosphärischen Be-
dingungen, und Elektrostatik aufgetreten. Frau 

Braumüller stellte vor, wie durch Modularisie-
rung von Anlagen, die Genehmigungsverfahren 
beschleunigt werden können. Grundsätzlich 
wird die Zusammenarbeit mit Behörden als sehr 
gut und unterstützend angesehen, aber es gibt 
z.T. Unterschiede in der Rechtsauslegung wie 
Herr Oeser berichtete. Dies betrifft z. B. das 
Bauplanungsrecht.  Frau Dr. Deeg wies darauf 
hin, dass bei Gasanlagen, auch Umgebungsbe-
dingungen entsprechend berücksichtigt werden 
müssen. 

Der Vortrag von Herrn Clemens Ambros, Fa. 
Andritz befasste sich mit „Auswirkungsbetrach-
tungen für H2-Ausbläser und Fackeln“. Einlei-
tend wurde auf die Gasfreisetzung von Wasser-
stoff  eingegangen und  welche physikalischen 
Effekte in der Auslegung von Ausbläsern und Fa-
ckeln berücksichtigt werden müssen. Weiterhin 
wurden die für Auftrittswahrscheinlichkeit und 
Schadensausmaß relevanten Faktoren aufge-
zeigt. Die Grenzwerte bezüglich Vulnerabilität 
von Personen und Umgebung sind in den Mit-
gliedsstaaten der EU unterschiedlich geregelt. 
Die Wahl der akzeptierten Grenzwerte für ther-
mische Strahlung und Explosionsüberdruck 
wirkt sich maßgeblich auf die technische Ausle-
gung des Ausbläsers aus. Es wurde auf mögliche 
Simulationsverfahren eingegangen, die ange-
wandt werden können. Auswirkungsbetrach-
tungen für H2-Ausbläser erfordern eine detail-
lierte Auseinandersetzung mit Simulationssoft-
ware und Prozessparametern (Durchflüsse, 
Rohrdurchmesser, Zoneneinteilung etc.). Au-
ßerdem wurde der Blitzschutz angesprochen, 
da nach vorliegenden Erfahrungen der Zusam-
menhang mit der Zoneneinteilung und die Rele-
vanz als Zündquelle häufig vernachlässigt wird. 
Zusammenfassung: Freisetzungen von H2 sind 
sicherheitstechnisch kritischer zu betrachten als 
die von Erdgas (Mindestzündenergie, Neigung 
zu DDT). Für Hersteller schwierig sei, dass eine 
Zoneneinteilung (Zone 2 vs. 1) im Kontext Elek-
trolyseanlagen häufig vernachlässigt wird. 

Die Vorstellung des „VDMA-Einheitsblatt 69242 
– Leitfaden zu Anforderungen an H2-Anlagen 
und -Systeme: Sicherheitstechnische Analyse“ 
erfolgte durch Herrn  Prof. Dr. Michael Krüger 
und Herrn Christoph Weishaar, Fa. Pilz, die den 
Arbeitskreis als Vorsitzender bzw. stellvertre-
tender Vorsitzender geleitet haben.  
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Einleitend stellte Herr Prof. Dr. Krüger die 
Grundsätze des Leitfadens vor. Es gibt eine 
Reihe von Normen, welche generisch, d. h. ap-
plikationsunabhängig, beschreiben, wie Gefähr-
dungs- und Risikoanalysen durchzuführen sind. 
Ohne ergänzende Informationen kann es jedoch 
bei Anwendung der generischen Normen für 
zum Teil neuartige Wasserstoffsysteme und 
aufgrund der besonderen Eigenschaften von 
Wasserstoff zu einer unvollständigen, im Einzel-
fall auch fehlerhaften Bewertung kommen. Das 
betrifft sowohl die zu ermittelnden Gefährdun-
gen als auch die notwendige Maßnahmen zur 
Risikoreduzierung. Daher werden im Leitfaden 
die, besonders im Kontext des Wasserstoffein-
satzes, repräsentativen Unfallszenarien und die 
relevanten Risiken dargelegt. Die beschriebene 
Methodik soll es ermöglichen, die spezifischen 
(teilweise neuartigen) Gefährdungen, die der 
breite Einsatz von Wasserstoff mit sich bringt, 
vollständig zu identifizieren und zu bewerten 

Herr Weishaar stellte im Anschluss die Anwen-
dung des kalibrierten Risikographen und dessen 
Anwendung am Beispiel eines Elektrolyseurs als 
Container-Anlage vor. 

Herr Rick Oeser, CAC ENGINEERING informierte 
über den „Inhalt des VDMA-Einheitsblatt 
69243 – Leitfaden zu regulativen Anforderun-
gen an H2-Analgen und Systeme in Deutschland 
und Europa“. 

Das Einheitsblatt wird in mehrere Teile aufge-
teilt. (Teil 1: Allgemeines, Teil 2: Elektrolyse, Teil 
3: Kompression, Teil 4: Speicherung, Teil 5: Ver-
teilung & Abfüllung, Teil 6: Chemische Industrie-
anwendungen, Teil 7: Energie & Kraftwerke). 

Der Anspruch ist, einen Praxisleitfaden für alle 
Beteiligten (Betreiber, Planer, Behörden) zu er-
stellen, der auch zur Anwendung für „neue 
Player“ auf dem Markt genutzt werden kann. 
Die Arbeiten am Teil 1 sind beendet, die Veröf-
fentlichung wird voraussichtlich Ende Q1/2026 
erfolgen. Weitere Teile werden im 1. HJ 2026 
zur öffentlichen Kommentierung veröffentlicht. 
Die Fertigstellung der weiteren Einheitsblätter 
wird Ende Q3/2026 angestrebt. 

Der abschließende Vortrag widmete sich dem  
Thema „Anforderungen an Genehmigung und 
Betrieb hochmobiler Gasfüllanlagen - Betrach-
tungen aus der Sicht einer ZÜS“ von Herrn Dipl. 
Ing. Markus Fuchs, TÜV Rheinland. Um den 

Hochlauf der Wasserstoff-Infrastruktur für 
„Wasserstoff-Tankstellen“ zu unterstützen soll-
ten Anlagen ergänzend zu ortsfesten Anlagen 
möglichst leicht von einem Ort zum anderen 
verbracht werden können d.h. „mobil“ sein. Die 
TRBS 3151/TRGS 751 enthält dazu bereits einige 
Festlegungen. In dem Vortrag wurde darge-
stellt, welche praktischen Fragestellungen und 
noch ungelösten Probleme bestehen: für die 
Genehmigung und den Betrieb von „hochmobi-
len“ H2-Gasfullanlagen gibt es derzeit kaum spe-
zifisch zugeschnittene Regelungen und somit 
auf der regulatorischen Seite auch keine Erleich-
terungen. Die Anforderungen  an Genehmigung, 
Inverkehrbringen und erstmalige Prüfung ent-
sprechen in Komplexität und Dokumentations-
tiefe der einer ortsfesten Gasfüllanlage. Anfor-
derungen an den Umfang der Prüfungen nach 
Änderung werden von der Anlagenkonzeptio-
nierung stark beeinflusst. Die anlagenbedingten 
Vorteile von „hochmobilen“ H2-Gasfüllanlagen 
können unter der derzeitigen Rechts-/Normie-
rungslage nicht vollumfänglich wirksam wer-
den. Dies betrifft v. a. die ortsbezogene Ab-
nahme des Gesamtanlage (Komponenten + Flä-
che + Abstände). Weitergehende gesetzgeberi-
sche Initiativen (z. B. im TRBS/TRGS-Regelwerk) 
sind hier, auch im Hinblick auf mögliche Sys-
temintegrationen, wünschenswert. 

Fazit: 

Es wurde ein breites Spektrum an Informatio-
nen vorgestellt und den Teilnehmenden wurde 
die Möglichkeit geboten, mit Experten von Her-
stellern, Anlagenbetreibern sowie Prüfstellen zu 
diskutieren. Die Veranstaltung wurde als sehr 
gut und informativ beurteilt.  

Eine dritte Veranstaltung ist für den 12. Novem-
ber 2026 geplant. Daher hat der VDGAB e.V. das 
Angebot gerne angenommen diese wiederum 
inhaltlich mit vorzubereiten und mitzuwirken.     

 

Autorin: 

Ursula Aich 
Sektion Hessen 
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Kündigungsschutz für Beschäftigte in 
besonderen (Lebens-)Situationen 

In Deutschland sind Beschäftigte vor sozial un-
gerechtfertigten Kündigungen durch den Ar-
beitgeber geschützt. 

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
durch besondere Lebenssituationen Verantwor-
tung für Angehörige tragen und hier zeitlich be-
ansprucht sind, gilt nach verschiedenen Geset-
zen ein Kündigungsverbot.  

Das Kündigungsverbot gilt für  

• schwangere Frauen bis mindestens vier Mo-
nate nach der Geburt,  

• Beschäftige, die Elternzeit beanspruchen 
und  

• Beschäftigte, die eine Pflegezeit nehmen.  

Das Kündigungsverbot beginnt bereits mehrere 
Wochen vor Antritt der Eltern- oder Pflegezei-
ten. Die entsprechenden Regelungen finden 
sich im § 17 Mutterschutzgesetz, § 18 Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetz und § 5 Pflege-
zeitgesetz. Das Verbot gilt für alle Arbeitsver-
hältnisse, unabhängig davon, ob es sich um Mi-
nijobs, Ausbildungsverhältnisse oder Probezei-
ten handelt. Es gilt auch, wenn der Arbeitgeber 
eine Privatperson ist. 

Dieses Verbot kann nur durch die zuständige Be-
hörde, die Abteilung Gewerbeaufsicht in der 
SGD Süd, aufgehoben werden. 

Zwingend erforderlich ist ein Antrag unter Dar-
stellung der genauen Gründe, und zwar unab-
hängig davon, ob die Kündigung aus betriebsbe-
dingten Gründen, wie beispielsweise der Schlie-
ßung des Betriebes oder einer Abteilung, erfol-
gen soll oder ob der oder die Beschäftigte sich 
so verhalten hat, dass für den Betrieb die Auf-
rechterhaltung des Arbeitsverhältnisses nicht 
mehr zumutbar ist. Mögliche verhaltensbe-
dingte Gründe, die eine Kündigung rechtferti-
gen können, wären Straftaten am Arbeitsplatz 
oder die Verletzung von arbeitsvertraglichen 
Pflichten. 

Die häufigsten Vertragsverletzungen sind wie-
derholter Arbeitszeitbetrug durch falsches Be-
tätigen der Zeiterfassungssysteme oder „Krank-
machen“ ohne AU-Bescheinigung sowie Miss-
achtung betriebsinterner Anweisungen, wie 

Verbote zur privaten Handynutzung bei der Ar-
beit. Seltener sind Vorwürfe zu Straftaten wie 
Unterschriftenfälschung, Diebstahl von Geld 
oder Ware am eigenen Arbeitsplatz (Super-
markt, Discounter), massive Beleidigungen oder 
Drohungen. 

Bei Antragstellung müssen alle vorgebrachten 
Gründe oder Vorwürfe dargelegt werden.  

Bei Schließung eines Betriebes werden Abmel-
dungen oder ein Gesellschafterbeschluss ver-
langt. Bei Anträgen aus verhaltensbedingten 
Gründen sind belastbare Nachweise der vorge-
worfenen Verfehlungen oder Zeugenaussagen 
extrem wichtig. Die Zustimmung zu einer Kündi-
gung aufgrund eines Verdachtes ist nicht mög-
lich. Die Sachverhaltsermittlung gestaltet sich 
hier oft schwierig. Die Hürde für eine Zustim-
mung der SGD Süd zu verhaltensbedingten Kün-
digungen ist höher als für eine außerordentliche 
Kündigung. 

 
Abb. 30: Schutz vor unberechtigter Kündigung – eine wichtige Auf-
gabe der Gewerbeaufsicht; Quelle: Eva Schömer, SGD Süd KI-ge-
neriert 

Selbstverständlich sind die betroffenen Be-
schäftigten Beteiligte des Verfahrens. Keine Ent-
scheidung ergeht ohne Anhörung und Einbezie-
hung der Person, die gekündigt werden soll. Re-
gelmäßig sind Betrieb und Beschäftigte, bedingt 
durch die Komplexität der Anträge, durch 
Rechtsanwälte vertreten. 

Ein besonderes Merkmal der Verfahren ist, dass 
die Beschäftigten um ihren Arbeitsplatz bangen, 
auf den sie gerade wegen ihrer besonderen Si-
tuation dringend angewiesen sind. In Kleinbe-
trieben können auch die Arbeitgeber selbst 
durch die vorgeworfenen Verfehlungen persön-
lich oder finanziell an ihre Grenzen stoßen.  

Die wirtschaftliche Lage Deutschlands spiegelt 
sich in der Anzahl der Kündigungsverfahren wi-
der. So stieg im Jahr 2025 die Anzahl der An-
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träge um ca. 30 % im Verhältnis zu den Vorjah-
ren an. Betriebsschließungen nehmen zu, insbe-
sondere bei Automobilzulieferern oder im Ge-
sundheitsbereich. Arztpraxen und Apotheken 
schließen aus altersbedingten Gründen und fin-
den keine Nachfolger. Zu Anträgen aus verhal-
tensbedingten Gründen kann festgestellt wer-
den, dass die Anträge aus vorgeschobenen 
Gründen, um eine schwangere Frau loszuwer-
den, in den letzten Jahren kaum noch vorkom-
men. 

Der gesetzliche Schutz vor Arbeitsplatzverlust 
ist und bleibt ein wichtiges Instrument des Ar-
beitsschutzes, dessen Bearbeitung im Interesse 
von Betrieb und Menschen verantwortungsvoll 
und sensibel erfolgen muss. 
 

Autorin: 

Eva Schömer 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 
Rheinland-Pfalz 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Neuer Sektionsvorsitz in Sachsen 

Im Rahmen der Mitgliederversammlung am 18. 
Februar 2026 fand die turnusgemäße Neuwahl 
des Vorstands der Sektion Sachsen des VDGAB 
statt. Die Wahl markiert eine personelle Neu-
ausrichtung der Sektion, getragen von einem 
starken Konsens innerhalb der Mitgliedschaft. 

Einstimmiges Votum für das neue Vor-
standsteam 

Die anwesenden Mitglieder sprachen dem neu 
aufgestellten Team ihr volles Vertrauen aus und 
wählten den Vorstand ohne Gegenstimmen. Die 
Führung der Sektion setzt sich künftig wie folgt 
zusammen: 
• Vorsitzender: Herr Sebastian Müller-Lißner 
• Stellvertretender Vorsitzender: Herr Marc 

Sehmisch 
• Verantwortliche für Öffentlichkeitsarbeit: 

Frau Belinda Collmar 
• Beisitzerinnen: Frau Katrin Hanisch und Frau 

Simone Wappler 
Durch die Wiederwahl von Frau Hanisch und 
Frau Wappler, die bereits im vorangegangenen 
Vorstand aktiv waren, bleibt der Sektion wert-
volles Erfahrungswissen erhalten, während Herr 
Müller-Lißner und Herr Sehmisch in ihren neuen 
Funktionen frische Impulse für die Verbandsar-
beit setzen werden. 

 
Abb. 31: Sektionsvorsitzender in Sachsen, Herr Müller-Lißner 
(Quelle: privat) 
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Würdigung der Verdienste ausgeschiedener 
Mitglieder 

Mit dem Ende der Amtszeit schieden Herr 
Winfried Weller und Herr Bernhard Müller aus 
ihren Vorstandsämtern aus. Die Sektion Sach-
sen nimmt dies zum Anlass, beiden Herren für 
ihren langjährigen Einsatz und ihre verdienst-
volle Tätigkeit ausdrücklich zu danken. Ihr Enga-
gement hat die Entwicklung der Sektion in den 
vergangenen Jahren maßgeblich mitgestaltet 
und gefestigt. 

Zukünftige Ausrichtung und Zielsetzungen 

Der neu gewählte Vorsitzende, Herr Sebastian 
Müller-Lißner, betonte in seiner Antrittsrede 
das Ziel, die erfolgreiche Arbeit seiner Vorgän-
ger konsequent fortzuführen. Ein besonderer 
Fokus der kommenden Amtszeit liegt auf der in-
tensiven Vernetzung innerhalb des Gesamtver-
bandes sowie der gezielten Gewinnung neuer 
Mitglieder, um die Zukunftsfähigkeit der Sek-
tion zu sichern. Darüber hinaus strebt das neue 
Vorstandsteam eine nachhaltige Stärkung der 
aktiven Vereinstätigkeit an, um den fachlichen 
Austausch und den Zusammenhalt der Mitglie-
der in Sachsen weiter zu fördern. Das geschlos-
sene Wahlergebnis bietet hierfür eine hervorra-
gende und vertrauensvolle Grundlage. 

Autorin: 

Belinda Collmar 
Sektion Sachsen 

 

Aktivitäten des VDGAB im Rahmen 
von Messe und Kongress A+A 2025 

Der VDGAB wirkte auch bei der A+A 2025 mit 
verschiedenen Aktivitäten und Beiträgen aktiv 
mit. 

Messestand des VDGAB im Treffpunkt Sicher-
heit 

Die internationale Fachmesse und der Kongress 
für sicheres und gesundes Arbeiten fanden vom 
04. bis 07. November 2025 auf dem Gelände der 
Messe Düsseldorf statt.  

Insgesamt 2.335 Aussteller aus 69 Nationen prä-
sentierten ihre Produkte. 66.636  Fachbesucher 
aus 145 Ländern nutzten die Gelegenheit, um 

auf der Leitmesse Informationen zu relevanten 
Themen rund um Sicherheit, Gesundheits-
schutz, Brandschutz und Notfallmanagement zu 
erhalten. Der Veranstalter Messe Düsseldorf 
zog vor diesem Hintergrund eine positive Bilanz. 
Die Zahlen gehen nach oben. Rund 96 Prozent 
der Besucher gaben an, dass ihre Erwartungen 
an den Messebesuch umfassend erfüllt wurden. 

Der VDGAB beteiligte sich im Rahmen der 
Messe A+A 2025 wieder mit einem eigenen 
Messestand. Dieser war ein Teil des „Treff-
punkts Sicherheit“. Der Messestand des VDGAB 
war sehr günstig gegenüber dem Stand des Län-
derausschusses für Arbeitsschutz und Sicher-
heitstechnik (LASI) und in der unmittelbaren 
Nähe zu den Messeständen u. a. der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) und 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (BAuA) gelegen. Organisation und 
Vorbereitung der Ausgestaltung unseres Messe-
auftritts lagen wiederum in der bewährten 
Hand von unserem Mitglied Herrn Dr. Matthias 
Zierhut, der sich diesbezüglich eng mit dem Vor-
sitzenden und dem Vorstand abgestimmt hat. 
Wir danken Herrn Dr. Zierhut sehr herzlich für 
seine engagierte und gute Arbeit.   

 Sehr erfreulich war die große Resonanz, die der 
an die Sektionen des VDGAB gerichtete Aufruf 
zur Standbetreuung auslöste. So beteiligten sich 
insgesamt 12 Vereinsmitglieder aus sechs Sekti-
onen. Diese stellten über die gesamten vier 
Tage eine Präsenz am Stand sicher. Ein herzli-
ches Dankeschön geht an die Kolleginnen und 
Kollegen Hubert Fischer (Sektion 2), Friede-
mann Schmidt, Mandy Hahn, Winfried Gold 
und Peter Neisicke  (Sektion 3), Dr. Frank 
Sosath, Reinhard Wiedemann (Sektion 5), Er-
can Coskun, Norbert Koschlitzki und Thomas 
Steinmann (Sektion 7/8), Dr. Bernhard Räbel 
und Cordula Lindner (Sektion 12).   

Wie immer bot der VDGAB-Stand einen Treff-
punkt sowohl für Mitglieder des VDGAB wie für 
das interessierte Fachpublikum. In den Gesprä-
chen ging es um aktuelle Fragen zu den Themen 
Sicherheit und Gesundheitsschutz sowie um 
den Austausch zum Vorgehen über unterschied-
liche Herangehensweisen im Vollzug der Län-
der. Einige Besucher interessierten sich auch di-
rekt für unseren Verein, fragten nach den Zielen 
und den Möglichkeiten einer Einflussnahme im 
Rahmen einer Mitgliedschaft. Auch wurde u. a. 
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auf aktuelle Exemplare unseres Newsletters, 
den IALI-Code sowie einige ausgelegte Fachpub-
likationen verwiesen. Sehr begehrt waren die 
Schreibutensilien in der Form von Kugelschrei-
bern und Faserstiften.    

Der VDGAB-Stand war am 05.11.2025 auch der 
Treffpunkt für insgesamt 20 Anwärterinnen 
und Anwärter aus den zwei Sektionen RP/SL 
und NW/RL. Damit war die Resonanz etwas ge-
ringer als 2023 mit 31 Teilnehmenden aus sechs 
Sektionen. Ein Grund war, dass der Ausbildungs-
verbund von acht Ländern ausgerechnet in 
diese Woche Veranstaltungen terminiert hatte. 
Das sollte künftig vermieden werden. 

Das eintägige Programm umfasste neben dem 
geführten Besuch der Messe (Schwerpunkte 
waren die Messestände des LASI, der DGUV/BG 
BAU, der BAuA sowie von zwei Ausstellern) ein 
Austausch von Erfahrungen verbunden mit der 
Vorstellung des VDGAB im Kongresszentrum, 
die Möglichkeit der Teilnahme an einer Kon-
gressveranstaltung und das Angebot zur Teil-
nahme an der abendlichen Mitgliederversamm-
lung sowie dem gemütlichen Beisammensein. 
Dafür gab es ein erfreuliches Feedback. Es war 
insgesamt ein guter und spannender Tag für alle 
Beteiligten, wobei wiederum die Hoffnung be-
steht, dass der eine oder andere Teilnehmende 
auch den Weg in die Mitgliedschaft finden wird.  

39. Internationaler Kongress Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin 

Der 39. Internationale Kongress Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin (A+A) stand 2025 für Digita-
lisierung & Nachhaltigkeit im Arbeitsschutz, Vi-
sion Zero und Präventionsstrategien für die Pra-
xis. Etwa 3500 Teilnehmende informierten sich 
in 60 Veranstaltungen mit 300 Referenten u. a. 
zum Einsatz künstlicher Intelligenz.  

Auf einige wenige Veranstaltungen des Kon-
gresses mit aktiver Beteiligung des VDGAB oder 
seinen Mitgliedern soll im Folgenden hingewie-
sen werden. 

Veranstaltung „Arbeitsstätten – nachhaltig 
einrichten und betreiben“ 

Dem Thema Einrichten und Betreiben von Ar-
beitsstätten wurde in zwei Teilen gemeinsam 
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) und dem VDGAB inhaltlich gestaltet und 
gemeinsam von Herrn Achim Sieker (BMAS) 

und Herrn Ernst-Friedrich Pernack moderiert. 
Beide Teile fanden mit je 70 bis 90 Teilnehmen-
den wiederum guten Zuspruch, 

Nach einer Einleitung durch Herrn Pernack und 
einer Übersicht über die laufenden Verfahren 
zur Regelsetzung im ASTA durch Frau Dr. Mo-
nika Broy erläuterte unser Mitglied, Herr An-
dreas Voigt, die Aktivitäten des ASTA zur „Barri-
erefreien Gestaltung von Arbeitsstätten“. An-
schließend referierten Herr Dr.-Ing. Kersten Bux 
zum Thema „Gesundes Raumklima“ und Herr 
Dr. Harald Wilhelm über die Inhalte der neuen 
ASR A5.1 „Arbeiten im Freien“.  

Im zweiten Teil folgten sehr interessante Vor-
träge von Herrn Prof. Wolfram Kohte zum 
Thema „Die Bedeutung der ASR A6 Bildschirm-
arbeit für die mobile Arbeit mit Bildschirmgerä-
ten“, von Frau Vera Schmitz zum brisanten 
Thema „Arbeitsstätten- und Bauordnungs-
recht“ und von Frau Noemi Herget und Herrn 
Michael Gümbel zu „Moderne Bürokonzepte – 
Planen und Gestalten“.   

Veranstaltung „Forum Arbeitsschutzverwal-

tung“ 

Der VDGAB gestaltete im Rahmen des Kongress-
programms nun schon traditionell die Veran-
staltung „Forum Arbeitsschutzverwaltung“. Die 
Last der Organisation und inhaltlichen Ausge-
staltung wurde wiederum von Herrn Dr. Bern-
hard Räbel übernommen. Hierfür sei ihm an die-
ser Stelle herzlich gedankt.  

Mehr als 30 Kongressbesucher kamen am 06. 
November 2025 zur ungünstigen Zeit am späten 
Nachmittag zum „Forum Arbeitsschutzverwal-
tung“. Wegen der verkürzten Dauer der einzel-
nen Veranstaltungen wurde auch das „Forum 
Arbeitsschutzverwaltung“ in zwei Sessions auf-
geteilt.  

Zunächst referierten unsere Vorstandsmitglie-
der, Herr Steffen Röddecke und Frau Susanne 
Friederichs, zu den Themen  „5 Jahre Arbeits-
schutzkontrollgesetz“ bzw.  „Zusammenarbeit 
von UVT und ASV bei der Umsetzung von Ar-
beitsschutz in den Betrieben – Synergien nut-
zen“. Anschließend äußerte sich unser Mitglied, 
Herr Armin Steinhoff, etwas provakant zur 
Frage: „Legal, rechtsicher und rechtmäßig, trotz 
Einsatz von Software im Vollzug?“. Die erste 
Session wurde mit dem Vortrag von Herrn Prof. 
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Wolfram Kohte „Informationsfreiheitsgesetze 
und Akteneinsichtsrecht vs. Schutz der Identität 
von Beschwerdeführenden“ abgeschlossen. 

Im zweiten Teil erhielten die Teilnehmenden 
mit dem Beitrag von Frau Dr. Renate Mayer 
„Die 7 Rollen: Kommunikationsmodell für die 
Aufsicht in der Schweiz“ einen Einblick in die Ar-
beit der Schweizer Arbeitsschutzaufsicht. Im An-
schluss berichteten zwei Kollegen von den Un-
fallversicherungsträgern, Herr Daniel Rooney 
und Herr Bernd Merz, über zukunftsgerichtete 
Projekte zu den Themen „Das Betriebsstätten-
verzeichnis: Ein Schlüssel für Digitalisierung im 
Arbeitsschutz“ sowie „Datengetriebene Präven-
tion“. Der abschließende Beitrag von Herrn Dr. 
Niels Backhaus widmete sich dem Thema „ Ge-
sunde und attraktive Arbeitszeitmodelle: Ergeb-
nisse aus der BAuA-Arbeitszeitbefragung 2023“.     

Nach dem Kongress ist bei der A+A auch immer 
vor dem Kongress. Und so beginnen bald die 
Vorbereitungen für das nächste Event vom 19. 
bis 22. Oktober 2027 wie immer in Düsseldorf. 

Autor: 

Ernst-Friedrich Pernack 
Vorsitzender / Sektion Brandenburg 

 

Mitgliederversammlung des VDGAB 
und Neuwahl des Vorstandes 2025 

Am 05. November 2025 wurde im Rahmen der 
A+A 2025 die Mitgliederversammlung des Ver-
eins durchgeführt. Zu dieser hatte der Vorstand 
im VDGAB-Newsletter 2025 ordnungsgemäß 
eingeladen. Im Rahmen der Versammlung er-
folgte turnusgemäß die Wahl eines neuen Vor-
standes und der neuen Kassenprüfer.  

Erfreulich war, dass 26 stimmberechtigte Mit-
glieder und ein Gast vor Ort anwesend waren. 
Weiterhin lagen insgesamt 43 schriftliche 
Stimmrechtsübertragungen aus vier Sektionen 
vor. 

Details zu den in der Mitgliederversammlung 
behandelten Themen und Ergebnissen in den 
Berichten des Vorstands, der Schatzmeisterin 
und der Kassenprüfer sind in der Niederschrift 
enthalten, die im Internetauftritt des VDGAB im 
Mitgliederbereich eingestellt wurde.  

Der entlastete Vorstand stellte sich nicht voll-
ständig zur Wiederwahl. Herr Pernack  dankte 
Herrn Dr. Bernhard Räbel, der sich altersbedingt 
nicht mehr zur Wahl stellte.  

Herr Dr. Bernhard Räbel zum Ehrenmitglied er-
nannt 

Herr Pernack  dankte Herrn Dr. Bernhard Räbel, 
der sich altersbedingt nicht mehr zur Wahl für 
den Beisitzer stellte, für seine hoch engagierte 
und wirkungsvolle Arbeit als Vorsitzender des 
VDGAB von 2018 bis 2021 und anschließend als 
Beisitzer im Vorstand. In Würdigung seiner her-
ausragenden Verdienste national im Verein und 
international in der IALI wurde Herrn Dr. Räbel 
mit einer Urkunde und einem Präsent die Ehren-
mitgliedschaft des VDGAB verliehen. Das Audi-
torium honorierte dies mit großem Beifall. 

 

Abb. 32: Der Vorsitzende, Herr Pernack, überreicht die Urkunde 
für die Ehrenmitgliedschaft an Hern Dr. Räbel (Quelle: privat) 

Neuwahl Vorstand und Kassenprüfer  

Die Neuwahl des Vorstandes für den Zeitraum 
2026/2027 wurde unter Leitung von Herrn Se-
bastian Müller-Lißner, Sektion Sachsen durch-
geführt. Jeweils einstimmig bei eigener Stimm-
enthaltung wiedergewählt wurden als Vorsit-
zender Herr Ernst-Friedrich Pernack, Sektion 
Brandenburg, als stellvertretender Vorsitzender 
Herr Steffen Röddecke, Sektion Rheinland, als 
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Schatzmeisterin Frau Cordula Lindner, Sektion 
Sachsen-Anhalt und als Beisitzerin Frau Susanne 
Friederichs, Sektion Hamburg/Schleswig-Hol-
stein. Auf Vorschlag aus dem Kreis der abstimm-
berechtigten Mitglieder wurden Herr Stefan 
Pemp, Sektion Niedersachsen/Bremen und Herr 
Dr. Frank Sosath, Sektion Rheinland-Pfalz/Saar-
land neu und ebenfalls einstimmig bei eigener 
Stimmenthaltung in den neuen Vorstand ge-
wählt. Alle gewählten Personen nahmen die 
Wahl an und bedankten sich für das Vertrauen. 

Herr Pemp und Herr Dr. Sosath stellen sich als 
neu gewählte Beisitzer im Anschluss etwas aus-
führlicher vor. 

Zu den Kassenprüfern der nächsten Wahlperi-
ode 2026/2027 wurden einstimmig bei eigener 
Enthaltung Herr Winfried Gold und Herr Friede-
mann Schmidt, beide Sektion Baden-Württem-
berg, gewählt. Beide nahmen die Wahl an und 
bedankten sich für das Vertrauen. Herr Pernack 
bedankte sich bei Frau Mandy Hahn und Herrn 
Winfried Gold für ihre zuverlässige und wirk-
same Arbeit als Kassenprüferin der letzten Peri-
ode. 

Autor: 

Ernst-Friedrich Pernack 
Vorsitzender/Sektion Brandenburg 

Neues Mitglied im VDGAB-Vorstand 
- Herr Dr. Frank Sosath stellt sich vor 

Mein Name ist Frank Sosath, ich bin Regional-
stellenleiter bei der Struktur- und Genehmi-
gungsdirektion (SGD) Nord in der Regionalstelle 
Gewerbeaufsicht Trier. Darüber hinaus bin ich 
seit dem 02.03.2018 auch Sektionsvorsitzender 
in der Sektion Rheinland-Pfalz/Saarland des 
VDGAB und seit Anfang 2026 nun auch Beisitzer 
im Vorstand des VDGAB. Es freut mich auf die-
sem Wege in unserem Verein tätig zu sein und 
ich möchte mich hier nun kurz vorstellen: 

Nachdem ich Verfahrenstechnik mit dem 
Schwerpunkt der Umweltverfahrenstechnik an 
der TU Clausthal studiert habe, bin ich nach mei-
ner Promotion zu einem Thema der Abwasser-
reinigung an der TU Berlin nach Rheinland-Pfalz 
gezogen. Hier bekam ich die Möglichkeit im da-
maligen Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Trier 
tätig zu werden. Interessiert hat mich damals 

die Vielfältigkeit der Aufgaben eines Gewerbe-
aufsichtsbeamten, die immer noch, auch nach 
vielen Jahren, nahezu täglich neue Aufgaben 
bietet, sodass man morgens meist nie abschlie-
ßend weiß, was im Laufe des Tages zu erledigen 
ist. 

 
Abb. 33: Herr Dr. Sosath – neuer Beisitzer im VDGAB-Vorstand 
(Quelle: privat)  

In Rheinland-Pfalz habe ich mehrfach zwischen 
den einzelnen Regionalstellen der Gewerbeauf-
sicht der am 01.01.2000 gegründeten SGD Nord 
in Trier, Koblenz und Idar-Oberstein gewechselt, 
unterbrochen von einer mehrjährigen Tätigkeit 
im Umweltministerium, um schließlich zur Ge-
werbeaufsicht in Trier zurückzukehren. 

Innerhalb des VDGAB schätze ich die Möglich-
keit des Austausches abseits von allen vorge-
schriebenen Dienstwegen, um sich über wich-
tige Fragen unserer Arbeit aber natürlich auch 
privat auszutauschen und auch Impulse „von 
der Basis“ an obere Stellen zu geben. Ich bin da-
her für die Wahl zum Beisitzer und auch für alle 
Anregungen dankbar und werde versuchen hier 
unsere Ziele zu unterstützen. 

Neues Mitglied im VDGAB-Vorstand 
– Herr Stefan Pemp stellt sich vor 

Mein Name ist Stefan Pemp und ich leitete bis 
zu meiner Pensionierung im Mai 2024 ca. 23 
Jahre lang das Referat Arbeits- und Verbrau-
cherschutz des Niedersächsischen Sozialminis-
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teriums. Ich freue mich seit Herbst 2025 als Bei-
sitzer die Vorstandsarbeit beim VDGAB unter-
stützen zu dürfen. 

 
Abb. 34: Herr Stefan Pemp – neuer Beisitzer im VDGBA-Vorstand 
(Quelle: privat) 

Nach zwölf Jahren in der Laufbahn eines Fern-
meldeoffiziers des Heeres der Deutschen Bun-
deswehr einschließlich des Studiums zum Dipl.-
Ing. (Nachrichtentechnik, univ.) habe ich 1989 
den Weg zur Gewerbeaufsicht des Landes Nie-
dersachsen gefunden.  

Zunächst war ich als Referendar und zuletzt als 
Abteilungsleiter am Staatlichen Gewerbeauf-
sichtsamt Braunschweig tätig. Mein Schwer-
punkt in dieser Zeit war der Strahlenschutz. Fer-
ner wurde ich in den Fachausschuss Elektro-
technik berufen. 

Meine nächste Station war die Leitung des 
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes Göttingen 
1996 bis 2001. Die verantwortliche Leitung ei-
nes Amtes habe ich als besonders herausfor-
dernd aber auch erfüllend empfunden. In dieser 
Zeit habe ich die gesamte Bandbreite der Tätig-
keit der Niedersächsischen Gewerbeaufsicht 
verantwortet, vom Arbeitsschutz über den tech-
nischen Verbraucherschutz bis hin zum betrieb-
lichen Umweltschutz. Die Tätigkeit im Fachaus-
schuss Elektrotechnik habe ich in dieser Zeit 
fortgeführt und mit Beginn der Tätigkeit im Mi-
nisterium abgegeben. 

Während der Zeit im Ministerium habe ich das 
Land Niedersachsen durchgehend im Länder-
ausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheits-
technik (LASI) vertreten. Daneben war ich Leiter 
verschiedener Arbeitsgruppen des LASI (Markt-
überwachung, Arbeitsschutzorganisation, Tech-
nischer Arbeitsschutz). Fast während der ge-
samten Zeit am Ministerium war ich Vorsitzen-
der des Ausschusses für Produktsicherheit und 
der Vorgängerausschüsse (Ausschusses für 
technische Arbeitsmittel, Ausschusses für tech-
nische Arbeitsmittel und Verbraucherpro-
dukte). 

Berufsbegleitend studierte ich Recht an der 
Fernuni Hagen. 2010 erwarb ich den Abschluss 
Bachelor of Laws. 

Als neu gewählter Beisitzer des VDGAB liegt mir 
die Förderung des Mehrwertes des VDGAB für 
die Mitgliedschaft besonders am Herzen. 

Neuer Leiter der Geschäftsstelle – 
Herr Aaron Röddecke stellt sich vor 

Als neuer Geschäftsstellenleiter des VDGAB 
möchte ich mich Ihnen gerne vorstellen. Ich bin 
Aaron Röddecke, 21 Jahre alt und seit April 2026 
beim VDGAB tätig. Seit 2023 studiere ich Volks-
wirtschaftslehre an der Heinrich-Heine-Univer-
sität (HHU) in Düsseldorf. Auf die Stelle beim 
VDGAB bin ich durch meinen Vater aufmerksam 
geworden. Nachdem Herr Karsten Schulz seine 
Aufgabe als Geschäftsstellenleitung beendet 
hat, habe ich diese Aufgabe übernommen. Da 
ich auf der Suche nach einer Nebentätigkeit 
war, habe ich mich sehr darüber gefreut. Auch 
wenn ich zunächst nur geringe Kenntnisse über 
die Aufgaben und Tätigkeiten des Vereins hatte, 
so wurde ich trotzdem gut aufgenommen und 
eingearbeitet. Durch die Teilnahme an Vor-
standssitzungen, die Interaktion mit Mitglie-
dern und den Zugang zum Vereinsportal konnte 
ich mich bereits gut in meine neuen Aufgaben 
einarbeiten, sowie wertvolle Kenntnisse gewin-
nen. 
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Abb. 35: Herr Aaron Röddecke – neuer Leiter der Geschäftsstelle 
(Quelle: privat) 

Privat habe ich neben meinem Studium viele In-
teressen. Einerseits treibe ich gerne Sport, unter 
anderem Fußball und Tennis. Diese beiden 
Sportarten übe ich schon mehrere Jahre in Ver-
einen aus. Weiterhin höre ich gerne Musik und 
gehe auf Konzerte meiner Lieblingskünstler. 

Abschließend möchte ich einen besonderen 
Dank an meinen Vorgänger als Geschäftsstellen-
leiter, Herrn Karsten Schulz, richten, der mich in 
meine Tätigkeit sehr nett und kompetent einge-
führt und bei dieser neuen Herausforderung un-
terstützt hat. Auch möchte ich mich bei Herrn 
Ernst-Friedrich Pernack für die gute Einführung 
bedanken. Sollten Sie Fragen oder Anregungen 
an bzw. für mich haben, erreichen Sie mich un-
ter Geschaeftsstelle@vdgab.de. 
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